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Das Leih vertrauen eines Gläubigers kann fih gründen auf 
die Perſönlichkeit des Schuldners allein, oder auf deſſen Beſitz an 
Sachgütern. Im erſten Falle haben wir Perſonal-, im zweiten Real- 
Credit. Betrachtet man andernſeits den Credit vom Standpunkte der 
Verwendung des entlehnten Capitales, jo kommt man zur Unter- 
ſcheidung von Mobiliar- und Immobiliar-Credit. Derſelbe beruht 
nach Roſcher“) auf der Circulations-Fähigkeit der mit dem Leih- 
capitale beſchafften Güter. 

Dieſe Arten von Credit erſchöpfen aber die thatſächlichen Ver— 
hältniße nicht vollſtändig insbeſondere deshalb, weil ihre Gränzen 
nicht vollſtändig ſcharf von einander zu trennen find, ſondern man- 
nigfach in einander verſchwimmen. 

So beſteht das Grundcapital zum guten Theil aus Erzeug— 
nißen der menſchlichen Arbeit, welche mit Grund und Boden dau— 
ernd verbunden iſt. Die Belehnung dieſes Theiles des Grundcapi— 
tals kann man mit Conrad“) landwirthſchaftlichen Credit nennen 
(erédit agricole). Vielfältig iſt behauptet worden, daß nur das 
eigentliche Grundcapital durch Immobiliar-Credit, alſo unkündbar 
belehnt werden könne, da nur die urſprüngliche Productions-Kraft 
von Grund und Boden unzerſtörbar und daher fortdauernd von 


) National- Oekonomik des Ackerbaues. 5. Auflage 1867, Seite 378 u. ff. 
Jahrbücher für National » Oekonomie und Statiſtik von Bruno Hilde- 
brand. 11. Band Seite 438 u. ff. 
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gleichem Werthe ſei, während die zweite Art vergänglich ſei und ihre 


Erhaltung zum großen Theil von der Tüchtigkeit des Unternehmers 
abhänge, daher dem Perſonal-Credit zugewieſen werden müße. 


Beim erédit agricole handelt es ſich aber um eine eigenthümliche 


Miſchung von Immobiliar- und Perſonal-Credit, da deſſen Baſis 
ein dauernd mit dem Boden verbundenes Capital bildet, deſſen Er— 
haltung jedoch von der Perſon des Wirthſchaftenden abhängt. Dieſe 
Art des Credites hat für den Landwirth deshalb die höchſte Bedeu— 
tung, weil erſt in dieſem der volle Werth des Wirthſchafters ſeinen 
Ausdruck findet. Nehmen wir Drainage, Wieſen-Bewäſſerung, 
Boden-Verbeſſerungen aller Art, Wirthſchaftsgebäude, überhaupt 
die ganze Thätigkeit zur Herbeiführung jenes Zuſtandes, den wir 
die „alte Cultur“ nennen, ſo haben wir die Wurzel des landwirth— 


ſchaftlichen Credites gekennzeichnet. Hier könnte der Perſonal-Credit 


mit feinen kurzen Rückzahlungs-Friſten nicht angewendet werden, da 
ſich die Auslagen für Bodenverbeſſerungen z. B. nicht raſch wieder 
erſtatten. Dennoch haben wir aber auch keinen reinen Immobiliar⸗ 
Credit vor uns, da der Erfolg von Meliorationen nur durch die 
Tüchtigkeit des Wirthſchaftenden in Wahrheit hervortritt und da 
man durch eine Boden-Verbeſſerung die ſogenannten unzerſtörbaren 


Kräfte nicht weſentlich beeinflußt. Aus der Art der Verwendung N 


dieſes Credites geht hervor, daß hier die Amortiſation eine bedeutend 
ſchärfere ſein kann und ſoll, als beim reinen Grund-Credit. Sollen 
die landwirthſchaftlichen Unternehmer durch Credit wirklich unter— 
ſtützt werden, ſo muß man jedem Einzelnen ſo viel Credit geben, als 
er werth iſt, das heißt, man muß ſeinen Beſitz und ſeine Perſon 
gleichzeitig in Anſchlag bringen. 


Da es uns ſcheint, daß das ganze Gebiet des Boden— Credi⸗ 
tes in einer kurzen Abhandlung nicht erſchöpft werden kann, ander⸗ 
ſeits gerade die zuletzt beſprochene Art von Credit für den Land⸗ 
wirth von hervorragender Bedeutung ift, aber in Oeſterreich am 


wenigſten beachtet und gepflegt wird, ſo werden wir bei den fol— 
genden Erörterungen denſelben beſonders im Auge behalten. 
Wir werden im Folgenden die Vorbedingungen allgemeiner 


Natur, welche zu einer entſprechenden Organiſation des ländlichen 


Credites nothwendig ſind, erörtern und ſodann auf jene Einrichtun⸗ 
gen übergehen, durch welche der Credit ſelbſt direct vermittelt wird, 
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ohne jedoch weder in der einen noch der andern Richtung die Frage 
vollſtändig erſchöpfen zu wollen. 

Als die weſentlichſte hieher gehörende Einrichtung iſt die 
Grundbuch- und Hypotheken-Geſetzgebung anzuführen. 
Es iſt allgemein üblich geworden, dieſelbe auf folgende Prineipien 
hin zu beurtheilen: Die Priorität, Specialität, Publicität 
und Legalität, und werden wir daher dieſelben einer näheren Be— 
urtheilung unterziehen. 

Die Priorität“) beſteht darin, daß die der Zeit nach früher 
eingetragenen Hypotheken beieiner etwaigen Feilbietung des Pfan— 
des vor den ſpäter eingetragenen befriedigt werden müſſen. Dieſer 
Grundſatz iſt ein für die Entwicklung des Credites ſehr förderlicher 
und auch in dem geltenden öſterr. Grundbuchs-Geſetze vom 25. Juli 
18719 angenommen. Wir wollen gleich hier erwähnen, daß wir es für 
zweckmäßig erachten, bei Erörterung der Grundbuch- u. Hypotheken- 
Geſetzgebung die parallel laufenden Beſtimmungen aus der preußi— 
ſchen Legislative anzuführen, da es zweifellos iſt, daß dieſe Geſetz— 
gebung auf die öſterreichiſche von jeher bedeutenden Einfluß hatte, 
die Berechtigung hiezu aus dieſer Gegenüberſtellung neuerlich her— 
vorgehen und dadurch manche Auregung gegeben werden dürfte. In 
dem vom 1. Det. in Wirkſamkeit befindlichen preußiſchen Geſetze über 
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke, 

Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigfeiten***), wurde dieſes Prin 
eip ebenfalls zur Geltung gebracht. 

Eine Beſchränkung des Prioritäts-Grundſatzes liegt in den 
geſetzlichen Pfandrechten, welche von dem Schuldner nicht ein— 
geräumt zu werden brauchen, ſondern mit dem Eintritte gewiſſer 
Umſtände in Folge geſetzlicher Beſtimmungen (ex lege) entſtehen. 
Sie verdanken ihre Exiſtenz der Erwägung, daß gewiſſe Forderungen 
wegen ihrer Wichtigkeit privilegirt werden ſollen. Da dieſe geſetzlichen 
Pfandrechte nicht intabulirt ſind, ſo verliert das Grundbuch dadurch be— 


=) gern Das deutſche Grundbuch- u. Hypothekenweſen. Berlin 1869 S. 


450 N. 0 Bl. Nr. 37 88. 29. 30. 9. 

S. Hierüber R. Höinghauss, Die neuen preußiſchen Grundbuch- u. Hy⸗ 
potheken⸗Geſetze. Ergänzt und erläutert durch die vollſtändigen amtlichen 
Motive. 2. Aufl. 1872. S. 98 u. 141 $$ 17, 34 u. 35. 
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deutend an Glaubwürdigkeit, indem ſelbſt der primo loco eingetragene 
Gläubiger nicht mit voller Sicherheit behaupten kann, daß ihm keine 
anderen Forderungen voran gehen; denn ſelbſt wenn dieſes im Augen⸗ 
blicke der Hypothecirung der Fall geweſen wäre, jo hat doch der Gläu— 


biger keine Gewähr dafür, daß diejenigen Conjuncturen, auf deren 


Vorhandenſein er beim Abſchluß des Darlehens gerechnet hatte, blei- 
bend ſein werden. Durch Geltendmachung einer geſetzlichen Hypothek 
kann es vorkommen, daß ſelbſt für einen „erſten Satz“, welcher zur 
Zeit der Eintragung vollſtändig gedeckt war, ohne daß ſich die wirth- 
ſchaftlichen Verhältniße der Realität geändert hätten, die Befriedi- 
gung nur unvollkommen gefunden werden kann. Hiedurch wird jeder 
Hypotheken-Gläubiger veranlaßt werden, die Grenzen, bis zu welchen 
er in eine Belehnung willigt, enger zu ziehen und daher dem Eigen- 
thümer die Ausnützung ſeines Beſitzes geſchmälert. Geſetzliche Pfand⸗ 
rechte ſind daher, als mit dem Principe der Priorität unvereinbar 
und die freie Entwicklung der Wirthſchaft hemmend, verwerflich. Ihr 
Vaterland iſt Frankreich. Oeſterreich iſt mit derartigen geſetzlichen 
Pfandrechten ſehr gejegnet*). 

So genießen, von einer großen Reihe ſolcher bevorrechteter 
Forderungen abgeſehen, z. B. die Zjährigen Rückſtände an l. f. 
Steuern“) in Rückſicht des unbeweglichen Gutes, auf dem ſie haften, 
das Vorrecht vor allen Gläubigern. Steuer-Rückſtände, welche 
auf unbeweglichen Gütern länger als 3 Jahre haften, können nur 
ein den intabulirten Hypotheken-Forderungen nachſtehendes Pfand⸗ 
Recht anſprechen. Die Gebühren von Vermögens-Uebertragungen 
haften auf der Sache, welche den Gegenſtand der Uebertragung aus⸗ 
macht und gehen allen aus Privat-Rechtstiteln entſpringenden For⸗ 
derungen vor. Speciell die Gebühren von der Eintragung in öffentliche 
Bücher zur Erwerbung dinglicher Rechte haften auf dem durch die Ein⸗ 
tragung erworbenen dinglichen Rechte und gehen auf demſelben allen 
aus Privat⸗Rechtstiteln entſpringenden Forderungen voraus?“). Zu 
dieſen geſetzlichen Pfandrechten, die theilweiſe ſchon von alter Zeit her 


*) Stubenraud Commentar zum a. b. G. B. 2. Auflage 1864. 1. B. 1 
Abth. Seite 574 u. ff. 
**) Zufolge der Hofd. vom 15. April 1 16. September 1825, Nr. 2089 bis 
2132 180 G. S., des Hfkzld. vom 6. Juli 1830 (böhm. Prov. 1 = 
Bd. 12, S. 184) u. des Hofd. vom 4. Nodember 1831, 0 2533 J. G 
. 5 72 des Gebühren⸗Geſetzes vom 9. Februar 1850. R. G. Bl. Nr. 5 
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datiren, iſt in jüngſter Zeit durch die Waſſerrechts-Geſetzgebung ein 
Neues hinzu gekommen. Durch das Reichs-Waſſer-Geſetz v. 30. Mai 
1869 (R. G. Bl. Nr. 41) wurde nämlich im Capitel von den Waſſer-Ge⸗ 
noſſenſchaften ($. 23) beſtimmt, daß, wer ein in den genoſſenſchaft⸗ 
lichen Verband einbezogenes Grundſtück erwirbt, Mitglied der Ge— 
noſſenſchaft wird und zu den aus dieſem Verhältniße entſpringenden 
Leiſtungen verpflichtet iſt. Dieſe Verpflichtung iſt eine Grundlaſt und 
hat bis zum Betrage Z3jähriger Rückſtände den Vorrang vor 
andern Real-Laſten unmittelbar nach den l. f. Steuern und Abgaben. 
Dieſe Beſtimmung iſt auch in die meiſten Landes-Geſetze überge— 
gangen“). 

Ein weiterer für die Hypotheken-Geſetzgebung wichtiger Grund— 
ſatz iſt der der Specialität.“) Dieſelbe beſteht darin, daß Forde— 
rungen nur auf beſtimmte Realitäten und nur in beſtimmter 

Größe eingetragen werden dürfen. General-Hypotheken, das ſind 
Verſchreibungen des geſammten gegenwärtigen und zukünftigen Ver— 
mögens eines Schuldners an einen Gläubiger find, als im Wider- 
ſpruche mit dieſem Principe ſtehend und einer geſunden Wirthſchaft 
zuwider laufend, längſt aufgehoben. Im Gegenſatze zur früheren 
Geſetzgebung in Oeſterreich, wonach die ziffermäßige Eintragung 
der Forderungen nicht begehrt wurde, ſondern man Hypotheken 
beſtellen konnte, welche zur Zeit der Verpfändung dem Betrage nach 
noch nicht ausgemittelt waren“), wird durch die heutige öſterr. Geſetz— 
gebung, im Einklange mit der preußiſchen, die Eintragung des Pfand— 
rechtes nur für eine ziffermäßig beſtimmte Geldſumme ge— 
ſtattet und muß bei einer verzinslichen Forderung auch die Höhe der 
Zinſen eingetragen werden. Bei ſogenannten Cautions-Hypotheken, 
das find ſolche, welche zur Sicherſtellung nach irgend einer Rich— 
tung dienen ſollen, muß der Höchſt-Betrag, bis zu welchem der Credit 
oder die Haftung reichen ſollen, angegeben werden. 


) Sie findet ſich in den Landes⸗Geſetzen über Waſſer⸗Recht von Böhmen, 
Mähren, Schleſien, Nieder⸗Oeſterreich, Ober⸗Oeſterreich, Salzburg, Tirol, 
Vorarlberg, Kärnten, Görz, Gradiska, Trieſt u. Iſtrien (Sämmtliche v. 
28. Auguſt 1870) und Steiermark (Geſetz vom 18. Jäner 1872.) Nur 
der Landtag von Krain (Geſetz vom 15. Mai 1872) hat dieſe Beſtimmung 
nicht acceptirt. 

Be Oeſterr. Gr. B. G. §. 14. Höͤöinghaus a. a. O. Seite 130 u, 131. 88 


3, 4. 
**) S. F. k. Neumann Oeſterr. Revue Jahrgang 64. 2. B. S. 136 a. E. 


Der Grund, warum man die Angabe eines beſtimmten Gläu⸗ 
bigers fordert, iſt der, daß man der Einzeln-Hypothek nicht den 


Charakter eines Inhaber-Papieres geben will.“) Es würde hie- 
durch ein unhaltbares Experiment ermöglicht, da ohne Vermittlung 
der Börſe ein derartiges Jnhaber-Papier keinen Umlaufwerth (Cours) 
erlangen könnte, die Börſe dagegen ganz ungeeignet iſt, mit Effecten 
zu operiren, deren Werth von jedem einzelnen Erwerber genau con- 
trolirt werden müßte, aber auf Grundlagen beruht, die der Deffent- 
lichkeit unzugänglich ſind. 

In ſcheinbarem Widerſpruche mit dieſem Principe ſteht die 
Zulaſſung der Simultan- oder Correalhypotheken !*), wodurch das 
Pfandrecht für die nämliche Forderung ungetheilt auf zwei oder 
mehrere Grundbuchskörper oder Hypothekarforderungen eingetra— 


gen werden kann. Man wollte einen Widerſpruch mit dem Speciali⸗ 


täts⸗Principe darin finden, daß der nachſtehende Hypotheken-Gläu⸗ 
biger bei dem einzelnen Grundſtücke nicht berechnen könne, welche 
Summe ihm vorgehe d. h. welchen Betrag der Kauferlös aus dem 
einen mit verhafteten Grundſtücke künftig zur Simultan- oder Cor⸗ 


realhypothek zu leiſten haben werde. Dieſer Widerſpruch beſteht aber 


nicht,“) denn es hat der Gläubiger in dieſem Falle das Recht die 
Zahlung der ganzen Forderung aus jeder einzelnen Pfandſache 
zu begehren und geht daher jedem nachſtehenden Hypothekar-Gläu⸗ 
biger die ganze Forderung vor. Allerdings iſt dieſe Rechtfertigung 
der Simultan-Hypothek nur eine juriſtiſche, denn es iſt zweifellos, 
daß hiedurch die wirthſchaftliche Lage des Schuldners ſehr herabge— 
drückt wird. Dabei iſt jedoch zu berückſichtigen, daß der Schuldner 
eine ſo harte Belaſtung nicht übernehmen würde, wenn ſie nicht in 
ſeiner unſicheren und ſchwankenden Lage begründet wäre. Iſt ſie alſo 
die Bedingung des zu erlangenden Credites, ſo kann mau ſie vom 
ökonomiſchen Standpunkte aus bedauern, aber ein Verbot dieſer Art 
von Belaſtung nicht rechtfertigen. 

Eine der Neuzeit angehörige Art von Pfandrechten iſt durch 


*) S. Höinghaus a. a. O. S. 116-130 Anmerkung. 
**, S. Oeſterr. Gr. B. G. F. 15. 
**) Dieſer Anſicht ift auch Neumann a. a. O. S. 136. Der entgegengeſetzten 
Auffaſſung huldigt Maſcher a. a. O. S. 672 u. ff. indem er den juri⸗ 
ſtiſchen und ökonomiſchen Geſichtspunkt nicht gehörig auseinanderhält. 
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das Geuoſſenſchaftsweſen nöthig oder wenigſtens häufig ge— 
worden. Es iſt dies die Uebernahme der ſolidaren Haftung für 
Verbindlichkeiten von Genoſſenſchaften, hauptſächlich von Credit— 
Aſſociationen. 

Die öſterreichiſche Geſetzgebung ſchreibt vor“), daß „die Mit— 
glieder einer mit unbeſchränkter Haftung errichteten Genoſſenſchaft 
für alle Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft, inſoferne zur Deckung 
derſelben im Falle der Liquidation oder des Concurſes die Aetiven 
der Genoſſenſchaft nicht ausreichen, ſolidariſch mit ihrem ganzen 
Vermögen haften. Wer in eine beſtehende Genoſſenſchaft eintritt, 
haftet gleich den anderen Genoſſenſchaftern für alle vor ſeinem Ein— 

tritte eingegangenen Verbindlichkeiten und iſt ein entgegenſtehender 
Vertrag gegen Dritte ohne rechtliche Wirkung.“ Aus dieſen Beſtim— 
mungen geht hervor, daß eine intabulirte ſolidariſche Haftung bei 
einer Genoſſenſchaft den Charakter einer Cautions-Hypothek 
hat. Die Haftung des Schuldners tritt nur eventuell ein, für den 
Fall als das ſonſtige Vermögen der Genoſſenſchaft zur Deckung ihrer 
Pflichten nicht hinreicht. Für derartige Fälle ſchreibt das öſterr. Gr. 
B. G. (F. 14 al. 2) die Feſtſetzung eines Höchſtbetrages vor, um den 
aufgeſtellten Grundſatze „der Eintragung einer ziffermäßig beſtimm— 
ten Summe“ zu genügen. Im Weſen der durch unſere Genoſſen— 
ſchaften eingeführten Solidar-Bürgſchaft liegt es aber, daß die 
Normirung einer ziffermäßig beſtimmten Summe Geldes von vorn— 
herein unmöglich iſt, indem erſt im Augenblicke der Liquidation 
oder des Concurſes die Verpflichtung des Genoſſenſchafters, alſo der 
Inhalt der unbeſchränkten Haftung, ziffermäßig greifbar wird. Wir 
ſtehen hier vor einem Widerſpruche, welchen wir zu Gunſten der ge— 
noſſenſchaftlichen Bewegung entſcheiden würden. Da es von unleug— 
barer Wichtigkeit iſt, die Eintragung der Solidar-Bürgſchaft auf die 
Grundſtücke zu ermöglichen, indem hiedurch der Genoſſenſchafter 
vielleicht in die Lage kommt, ſein ganzes Credit-Bedürfniß zu decken, 
da aber anderſeits das Grundbuch-Geſetz eine derartige incommen— 
ſurable Forderung einzutragen verbietet, ſo ſcheint eine Aenderung 
dieſes Geſetzes nöthig, um der großartigen wirthſchaftlichen Strömung 
der üer Zeit gerecht zu werden. Von dieſem Standpunkte muß 


$) Geſetz vom 9. April 1873 R. G. Bl. Nr. 25 F. 53 u. ff. 
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man die Erweiterung des $. 14 des Gr. B. G. inſoferne wünſchen, 
daß die Intabulirung der Solidarbürgſchaft ermöglicht werde, ſelbſt 
wenn der Specialitäts-Grundſatz dadurch einigermaßen verletzt wer- 
den ſollte. 

Das dritte Princip: die Publicität“) iſt für die Entwick⸗ 
lung des Grundbuchs- und Hypotheken-Rechtes das wichtigſte, da 
von der Ausdehnung und Art ſeiner Anerkennung und Durchführung 
die Wirkſamkeit der Hypothekar-Geſetzgebung weſentlich bedingt iſt. 

Dieſes Princip in ſeiner Reinheit beſteht darin, daß durch ſeine 
Durchführung der Inhalt des öffentlichen Buches von Rechtswegen 
wahr und in ſeinem Bereiche erſchöpfend iſt, indem von Rechts- 
wegen in Betreff der Tabularkörper keine dinglichen Rechts-Verhält⸗ 
niße exiſtiren, welche im öffentlichen Buche nicht erſcheinen, hingegen 
diejenigen, welche eingetragen ſind, zu Recht beſtehen, ſo weit und ſo 
lange nicht das Gegentheil im öffentlichen Buche erſcheint. Daraus 
geht zur Genüge hervor, daß dieſer Grundſatz ein tief einſchneidender, 
das Hypotheken-Recht an ſeiner Wurzel faſſender iſt. Außer dieſer 
materiellen Bedeutung hat das Publieitäts-Prineip auch eine 
formelle, nämlich die, daß die öffentlichen Bücher für alle Jene, 
welche an deren Inhalt ein Intereſſe beſcheinigen, zugänglich ſind. 
Dieſer äußere Theil des Publieitäts-Prineipes iſt längſt anerkannt 
und durchgeführt. So enthält z. B. die von Kaiſer Ferdinand II. er⸗ 
neuerte Landes-Ordnung für Böhmen vom 10. Mai 1627 folgende Be⸗ 
ſtimmungen““): „Zur Landtafel mag Jedermann ſeiner rechtlichen 
Nothdurft halber gehen, jedoch daß in gedachter Landtafel ſich Niemand 
anmaße, in den Schriften umbzuſtüren oder zu blättern, weil ſolches 
denen Amtleuten und Regiſtratoren, ſo damit umgehen, allein zuſteht.“ 


*) Siehe hierüber die gehaltvolle Monographie von Adolf Exner „das Pu⸗ 
blicitäts⸗ Princip“. Wien 1870 S. 3 u. ff. 
Stein L. „Handbuch der Verwaltungslehre und des Verwaltungs⸗Rechtes, 
1870.“ S. 260 u. ff. beſ. S. 276, bezeichnet im Widerſpruche zu dem gewöhn⸗ 
lichen Sprachgebrauche, was wir hier Publicität nennen, mit Legalität und 
verſteht unter Publicität bloß den Grundſatz, daß Jedermann Einſicht in 
die Grund- und Hypotheken-Bücher haben ſoll, alſo nur die formelle Seite 
dieſes Princips. Wir werden auf die eigentliche Bedeutung der Yegali- 
tät noch zu ſprechen kommen. a a 
Maſcher a. a. O. S. 583 ff. definirt entſchieden zu weit (ſ. Exner S. 
4) und vermiſcht den materiellen und formellen Inhalt dieſes Principes. 
**) L. Haan. Studien über Landtafelweſen. Wien 1866 S. 6. 
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Das neue Gr. B. G.“) ſpricht fich hierüber ganz klar aus. Es wird Je— 
dermann das Recht eingeräumt, das Grundbuch in Gegenwart eines 
Grundbuch-Beamten einzuſehen und Abſchriften oder Auszüge daraus 
zu erheben, welche vom Grundbuch-Führer unter deſſen eigener Haftung 
zu ertheilen ſind. In dieſer Richtung iſt der Vorzug der öſterr. 
Geſetzgebung vor der preußiſchen nicht zu verkennen. Die Letztere ge— 
ſtattet die Einſicht der Grundbücher und Grundacten Jedem, „welcher 
nach dem Ermeſſen des Vorſtehers des Grundbuch-Amtes ein 
rechtliches Intereſſe dabei hat;“ aus al. 2 des hieher gehörigen Pa— 
ragraphen, durch welchen einer öffentlichen Behörde oder den von ihr 
beauftragten Beamten das Recht gewährt wird, Abſchriften zu ver— 
langen, ſcheint, jo auffallend das iſt, hervorzugehen, daß Privat-Par⸗ 
teien zu dieſem Verlangen nicht berechtigt ſein ſollen. Jedenfalls iſt 
die Faſſung der preußiſchen Grundbuchs-Ordnung eine nicht glückliche. 

Im Zuſammenhange mit der erörterten Frage ſteht der in Preußen 
geltende Grundſatz, welcher im öſterr. Gr. B. G. nicht direct ausge— 
ſprochen iſt, daß die Beamten des Grundbuches für jedes Verſehen 
bei Wahrnehmung ihrer Amtspflicht haften, ſoweit für den Be— 
ſchädigten von anderer Seite her Erſatz nicht zu erlangen iſt. Soferne 
der Beſchädigte nicht im Stande iſt, Erſatz ſeines Schadens vom 
Grundbuch⸗Beamten zu erhalten, haftet ihm für denſelben der 
Staat.“) 

Die öſterr. Geſetzgebung hat dieſer Frage gegenüber in jüngſter 
Zeit einen großen Schritt nach Vorwärts gethan. Während nämlich 
in der preußiſchen Legislative „für jedes Verſehen bei Wahrnehmung 
der Amtspflichten“ ſeitens der Grundbuchsbeamten der Staat nur 
ſubſidiär haftet, iſt durch das Geſetz vom 12. Juli 1872 (R.⸗G.⸗ 
Bl. Nr. 42) feſtgeſtellt worden, daß für den Fall als „ein richter— 
licher Beamter in der Ausübung ſeiner amtlichen Wirkſamkeit 
durch Uebertretung ſeiner Amtspflicht einer Partei eine Rechtsver— 
letzung und dadurch einen Schaden zugefügt hat, gegen welchen die in 
dem gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel eine Abhilfe 
nicht gewähren, die beſchädigte Partei berechtigt iſt, den Erſatz des 
Schadens mittelſt Klage gegen den ſchuldtragenden richterlichen 


*) 5 7. 2 725 335 preußiſche Geſetzgebung ſiehe Höinghaus a. a. O. S. 203. 
r. 
*) S. hierüber Höinghaus a. a. O. S. 207 $. 29. 
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Beamten allein, oder gegen den Staatallein, oder gegen 
Beide anzuſprechen. Der ſchuldtragende Beamte haftet als Haupt— 
ſchuldner und der Staat gleich einem Bürgen und Zahler“. Durch 
dieſes Geſetz, welches die Durchführung des im Art. 9 des Staats- 
grundgeſetzes vom 21. December 1867 über die richterliche Gewalt 
ausgeſprochenen Grundſatzes enthält, ſtellen ſich der Staat und der 
richterliche Beamte der Partei gegenüber als Mitſchuldner zur 
ungetheilten Hand dar, und iſt damit die primäre Erſatzpflicht des 
Staates der verletzten Partei gegenüber ſtatuirt. Die öſterr. Geſetz— 
gebung ſteht damit auf einem das Grundbuchsrecht bedeutend ſichern— 
den Standpunkte und hat in dieſem Punkte die preußiſche Legislative 
weit überflügelt*). 

Wenden wir uns nun dem Publieitäts-Prineipe in feiner mate⸗ 
riellen Bedeutung zu, ſo haben wir eine lange Entwicklungsperiode vor 
uns, die auch heute noch nicht völlig abgeſchloſſen iſt. Die neuere Wij- 
ſenſchaft fordert, der Praxis voraneilend, daß die Eintragung in das 
öffentliche Buch ein Formal-Aet fei, der das eingetragene Rechts⸗ 
verhältniß Schafft, auch wenn es materiell nicht begründet iſt. So⸗ 
bald ein Rechtsverhältniß in das öffentliche Buch eingetragen tft, be— 
ſteht es, und zwar fo lange, als nicht eine Aenderung aus dem öffent⸗ 
lichen Buche ſelbſt zu erſehen iſt. Ob hinter dieſer Eintragung ein 
materieller Rechts-Grund ſteht, ob alſo dieſelbe den thatſächlichen 
Rechts-Beziehungen entſpricht, wird nicht berückſichtigt. Erſt durch 
den Grundſatz, daß alles was im Grund-Buch apparirt unzwei- 
felhaft richtig iſt, erhält dasſelbe feine unumſtößliche Glaubwürdig- 
keit und erreicht dadurch ſeinen eigentlichen Zweck. 

Der Anerkennung dieſes Principes in den Geſetzgebungen liegt 
die hiſtoriſche Entwicklung derſelben zu Grunde. In ihrem Urſprunge 


*) Siehe Dr. Joſeph Kaſerer „Das Geſetz v. 12. Juli 1872 über das Klage⸗ 
recht der Parteien wegen der von richterlichen Beamten zugefügten 
Rechts verletzungen (Syndicats⸗Beſchwerde) nebſt Materialien.“ Siehe ins⸗ 
beſondere: S. 20 u. ff. die vor den Motiven gegebene hiſtoriſche Entwick⸗ 
lung der in dem Geſetze verkörperten Rechtsanſchauung, die ſcharfe Inter⸗ 
pretation des Art. 9 des Staats- Gr. Gef. v. 21. Dec. 1867 und der 
Bedeutung der primären und ſubſidiären Haftung für die Pratei 
und den Staat. — Zu bedauern iſt bei dieſem Geſetze nur, daß die 
Schadenerſatzpflicht nach den für den Verkehr unzureichenden Beſtim⸗ 
mungen des a. b. G. B. normirt werden mußte, da man dieſelben 
füglich nicht ſingulär aufheben konnte. 
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kann man hauptſächlich zwei Richtungen unterſcheiden: die römische 
Traditions⸗Theorie und die deutſche Auflaſſungs-Theorie. Bei 
der erſteren konnten dingliche Rechte nur entſtehen auf Grund 
eines zur Uebertragung des Eigenthums genügenden Rechtsgrundes 
(causa) und durch Uebergabe (traditio), ſowohl bei beweglichen als 
unbeweglichen Sachen. Daraus entwickelte ſich die nunmehr von der 
Wiſſenſchaft verworfene Theorie von Titel und Erwerbungs-Art der 
Rechte, wie fie in dem heutigen öſterr. Civil-Rechte noch verkörpert iſt. 

Dem gegenüber ſteht die deutſche Auflaſſungs-Theorie“). Die 
Auflaſſung war früher ein vor dem Thing, d. h. der ganzen ver— 
ſammelten Gemeinde, ſpäter vor Richtern und Schöffen, oder dem 
Rath der Städte, perſönlich vorgenommener Aet, bei welchem das dem 
Uebergange zu Grunde liegende Erwerbsgeſchäft öffentlich bekannt 
gemacht, die Uebergabe durch Ueberreichung ein für alle Mal be— 
ſtimmter anſchaulicher Zeichen (Scholle, Zweig, Halm, Spahn, Hut, 
Contract) ſymboliſch vollzogen, und endlich der Erwerber vom Richter 
in den körperlichen Beſitz des Grundſtückes formell eingewieſen (an 
die Gewehr gebracht) wurde. Später geſchah dieſes durch Eintragung 
des Auflaſſungs-Actes in die Erb- und Grundbücher, und als die 
ſchriftliche Form für die Contracte (Handveſte) üblich wurde, ließ der 
Richter, durch Einverleibung des ganzen Veräußerungs-Geſchäftes 
in die Grundbücher, ſeine Mitwirkung als Urkunden-Perſon eintreten. 

In Oeſterreich beſteht die Einrichtung von öffentlichen Büchern 
ſchon ſehr lange“). Das Inſtitut der Landtafel, in Unfehung der un- 
mittelbar der Hoheit des Reiches unterworfenen Güter, findet man 
ſchon zu Ende des 13. Jahrhunderts in Böhmen und Mähren. Kaiſer 
Karl IV. erließ dann am 7. April 1348 einen Codex für Böhmen, in 
welchem die unmittelbar unter fürſtlicher Hoheit ſtehenden Güter in 
3 Kategorien eingetheilt wurden: a) ſolche, welche zur Erhaltung des 
königl. Hofhaltes und der Rechtspflege, theils auch zur Vertheidigung 
des Landes, beſtimmt waren; b) ſolche, welche für beſondere Fälle die 
Erhaltung des Glanzes der Krone ermöglichen ſollten; e) ſolche, 
welche zur Belohnung für würdige um das Land verdiente Männer 
beſtimmt waren. Die Güter der beiden erſten Arten durften nie ver— 


*) S Höinghaus a. a. O. S. 49. 
**) Haan a a. O. S. 2 und ff. 
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äußert oder belaſtet werden, und mußte jeder König jofort bei ſeinem 
Regierungsantritte die ungeſchmälerte Erhaltung derſelben beſchwö— 
ren. Zu Gütern der dritten Art ſind diejenigen beſtimmt, auf welche 
der königlichen Kammer das Heimfalls-Recht im Falle der Nachfolge, 
der Profeription oder Confiscation zuſteht. Dieſes Nachfolge-Recht 
hatte die Kammer nach Verſtorbenen dann, wenn dieſelben keine ehe— 
lichen Kinder hinterließen; unter jeder Bedingung bei Gütern, welche 
einem mit dem Tode Beſtraften gehört hatten. Die Fälle der Pro- 
feription und Confiscation waren mannigfaltig. Um nun derartige 
Güter bei ihrer Beſtimmung zu erhalten und das Heimfallsrecht der 
königlichen Kammer vor Verkürzungen zu ſichern, war beſtimmt, daß 
die Erwerbung und Belaſtung ſolcher Güter nur mittelſt Ein⸗ 
tragung indie Landtafel geſchehen könne, und iſt daher die 
Entſtehung der Landtafel, als jenes öffentliche Buch, in welches die 
Dominical-Güter eingetragen werden, in dem fürſtlichen Hoheits— 
Rechte begründet. Zur Veräußerung derartiger Güter bei Lebzeiten des 


Beſitzers mußte die königliche Bewilligung eingeholt werden. Die 


Führung der Landtafel war mit vielen Vorſichten umgeben. Einver⸗ 
leibungen waren nur auf Grund ſchriftlicher Urkunden zuläſſig; die 
Priorität der Hypotheken war nach dem Zeitpunkte ihrer Eintragung 
normirt. Wer gegen ein in die Landtafel gelegtes Geſchäft ein Recht 
zu haben glaubte, mußte ſeinen Widerſpruch binnen 3 Jahren 18 
Wochen in Form einer Klage einbringen, widrigenfalls es bei dem 
Inhalte der Landtafel „ohne Widerrede oder einzige Ausflucht ver— 
blieb, ſintemal kein Menſch die Landtafel überzeugen kann.“ Wir 
ſehen hier das Publicitäts-Princip bereits klar vor uns, allein es 
wirkt noch nicht rein, indem die bücherliche Eintragung zu ihrer un⸗ 
anfechtbaren Giltigkeit der „Verſchweigung“ von 3 Jahren und 18 
Wochen bedarf. Erſt wenn während dieſer Zeit Niemand die Giltig— 
keit der landtäflichen Eintragung „aus rechtsbewährten Gründen“ 
zu beſtreiten unternommen hatte, war das eingetragene Rechtsver— 
hältniß völlig geſichert. 

Aus dieſer „Verſchweigung“ hat man, durch römiſch-xechtliche 
Begriffe geleitet, inſtinetmäßig eine Tabular-Erſitzung!) gemacht. 
Der Unterſchied iſt klar. Jemand, der ſeine Einwendung durch die 


*) Exner a. a. O. S. 29 und ff. 
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Zeit von 3 Jahren 18 Wochen nicht geltend macht, „verſchweigt“ ſich 
ſeines Rechtes, und bleibt daher der Eingetragene im Genuß des 
Rechtes, welches ihm ſchon von dem Augenblicke der Eintragung zu— 
ſtand. Wir haben alſo eigentlich die Verjährung eines Einſpruchrechtes 
vor uns. Bei der Tabular-Erſitzung dagegen erwirbt der Eingetra— 
gene durch den Ablauf eines beſtimmten Zeitraumes und das Vor— 
handenſein gewiſſer Bedingungen ein Recht, welches ihm im Augen— 
blicke der Eintragung noch nicht zuſtand; es wird erſt nachträglich 
der factiſche Buchſtand zu einem rechtlichen. Aus dieſer Verſchieden— 
heit ergeben ſich weitere Conſequenzen. Bei der „Verſchweigung“ war 
nichts nothwendig, als daß der beſtimmte Zeitraum ohne begründeten 
Einſpruch verlief; bei der Erſitzung mußten alle jene Erforderniße 
vorhanden ſein, welche die römiſche usucapio vorſchrieb. Bei der 
ordentlichen Erſitzung braucht es ſomit, außer der Erſitzungs-Fähig⸗ 
keit der Perſon und der Sache, die Rechtmäßigkeit und Redlichkeit des 
Beſitzes und ununterbrochenen Beſitz während der Erſitzungszeit.“) 
Die ſelbe beträgt, da wir das Eingetragenſein des Erſitzenden annehmen, 
nach öſterr. Rechte gewöhnlich 3 Jahre; juriſtiſchen Perſonen gegen— 
über 6 Jahre; bei ſchuldloſer und willkürlicher Abweſenheit des 
Einſpruchberechtigten wird ein Jahr nur für 6 Monate gerechnet. 
Doch darf die Zeit nie weiter als bis auf 30 Jahre zuſammen aus— 
gedehnt werden. 

Der Beſitz muß ſich alſo auf einen giltigen Titel (Rechts-Grund) 
ſtützen, der den Erwerber nur deshalb nicht zum Eigenthümer macht, 
weil demUebertragenden das Eigenthumsrecht nicht zuftand; ſogenannte 
Putativ⸗Titel, welche der Erwerbende für giltig hält, ohne daß ſie 
es in Wirklichkeit find, werden ausgeſchloſſen.“) Der Beſitzende darf 
ferner nicht wiſſen oder aus wahrſcheinlichen Gründen ſchließen 
müſſen, daß er nicht Eigenthümer ſondern nur Beſitzer geworden ſei, 
und zwar muß dieſer gute Glaube während der ganzen Erſitzungs— 
Zeit vorhanden ſein. Fehlt der justus titulus, ſo iſt nur außerordent— 
liche Erſitzung möglich, bei welcher die Zeit auf 30, reſpective gegen 
juriſtiſche Perſonen auf 40 Jahre feſtgeſetzt ijt.***) Die Unredlichkeit 
des Beſitzers macht eine Erſitzung überhaupt unmöglich. 


Ma. b. G. B. $$. 1460, 1463, 1465, 1467, 1472, 1475. 
er) Birch ftetter, Commentar zum a. b. G. B. 1868, S. 635. und ff. 
k) F. 1477 a. b. G. B. 
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Die Tabular-Erfigung iſt zur Vervollſtändigung des Hypotheken— 
Rechtes nach feiner dermaligen Geſtaltung im öſterr. Civilrechte nöthig. 
Zwar iſt beſtimmt, daß Eigenthum ſowohl als Pfandrechte an unbeweg— 
lichen Gütern nur durch Eintragung in die öffentlichen Bücher erwor⸗ 
ben werden können;!) damit iſt aber noch nicht gejagt, daß alles 
was im öffentlichen Buch ſteht, auch wirklich gilt. Es bleiben nämlich 
für die Wirkſamkeit des Tabular-Standes noch immer die mate— 
riellen Vorausſetzungen der Eintragung ausſchlaggebend und iſt 
z. B. dadurch, daß Jemand zwar redlich aber unrechtmäßig den Be— 
ſitz erworben und die Eintragung erwirkt hat, ein Eigenthums- oder 
Pfandrecht-Erwerb nicht vollzogen worden. Es iſt nur conſequent, 
daß hier eine Convalescenz ſtattfinden könne. Hiezu hat man die Er— 
ſitzung beſtimmt, aber es iſt nicht zu verkennen, daß dieſelbe ein Rück⸗ 
ſchritt ſelbſt gegen die alte „Verſchweigung“ iſt. Es bedurfte bei der 
letzteren, wie erwähnt, nur des Ablaufs einer gewiſſen Friſt, um das 
eingetragene Recht zweifellos zu machen, während dies bei der Er- 
ſitzung nicht der Fall iſt. Man kann nach Ablauf von 3 Jahren z. B. 


nicht mit Sicherheit behaupten, daß die Eintragung nun vollkommen 


zu Recht beſtehe, man weiß nicht, wie es mit der Redlichkeit und Recht- 
mäßigkeit des Beſitzes bei dem Eingetragenen beſtellt iſt, ob alſo 
nicht durch einen Fehler hierin die Erſitzung auf eine längere Zeit als 
3 Jahre ausgedehnt oder etwa gar ausgeſchloſſen wird, ob nicht etwa 
derjenige, gegen den die Erſitzung ſtattfinden ſoll, eine juriſtiſche Perſon 
iſt oder während der Erſitzung abweſend war, was eben auch die 
Erſitzungszeit weſentlich beeinflußen würde. Damit Jemand in vollem 
Vertrauen auf das öffentliche Buch handeln könnte und gegen alle 
Einwendungen ſicher wäre, müßte er über alle oben erwähnten Punkte 
ſo viele Erhebungen anſtellen, daß er die ganze Inſtitution der öffent⸗ 
lichen Bücher mit ihrer Glaubwürdigkeit und Ueberſichtlichkeit über 
den Stand einer Realität nahezu entbehren könnte. 

Wenn man nun der vollen Anerkennung der Publicität zu Folge 
begehren muß, daß die abſolute Rechts-Beſtändigkeit des Tabular⸗ 
Actes lediglich von deſſen formeller Correetheit bedingt ſei, 
fo muß man erklären, daß formell ineorrecte Tabular-Eintragun⸗ 
gen abſolut nichtig ſeien.“) Es iſt jedoch für gewiſſe Perſonen wün— 


*) 88. 431 u. 451 a. b. G. B. 
**) Exner a. a. O. S. 113, 126. 
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ſchenswerth, die Nichtigkeit dieſes Actes vom Grundbuch-Richter 
ausdrücklich anerkannt zu ſehen, damit z. B. Dritte nicht im 
Vertrauen auf das öffentliche Buch Rechte erwerben können. Zu 
dieſem Zweck dient die Löſchungs-Klage aus dem Grunde der Un— 
giltigkeit. Wenn nun Jemand auf Grundlage eines formell unrich— 
tigen Tabular-Actes in den Tabular-Beſitz kam (die Art, wie dies ge— 

ſchah, iſt gleichgiltig), wenn ferner der Einſpruchberechtigte binnen einer 
gewiſſen Zeit die Nichtigkeits-Klage nicht erhoben, und wenn endlich 
der Eingetragene ſich bezüglich der Nichtigkeit ſeines Erwerbes in 
gutem Glauben befunden hat, ſo kann nachher die Nichtigkeits-Klage 
nimmer angeſtellt werden. Der Unterſchied zwiſchen dieſer Erſitzung 
und der Tabular-Erſitzung des öſterr. Rechtes, welcher Unterſchied 
in der prineipiell ausgedehnteren Anerkennung des Publieitäts-Prin— 
cives ſeinen Grund hat, iſt offenkundig. Für materiell ungerecht— 
fertigte Tabular-Stände, das Feld der öſterr. Tabular-Erſitzung, 
gibt es unter der Herrſchaft desPublieitäts-Principes keine Erſitzung. 
Die hier tendirte Erſitzung iſt vielmehr eine Verjährung der Nichtig— 
keits-Klage, mit dem Zwecke, die formelle Incorrectheit des Buchactes 
zu heilen. Dieſe Tabular-Erſitzung hat alſo auf die Frage, ob das 
durch den Formal-Act geſchaffene Rechtsverhältniß materiell be— 
gründet ſei, keinen Einfluß. Derartige Einſprüche ſind ſelbſtſtändig 
zu beurtheilen, verjähren alſo auch ſelbſtſtändig, ohne daß aber hie— 
durch ihre Beſtändigkeit vom bücherlichen Standpunkt aus alterirt 
würde. Ueber die Anfechtbarkeit des Tabular-Standes aus mate- 
riell rechtlichen Gründen haben wir ſpäter zu ſprechen. 

Eine Folge des Satzes von der ſofortigen und abſolut wirken— 
den Kraft der Tabular-Acte, alſo der vollen Anerkennug des Publi— 
citäts⸗Principes, würde die fein, daß die Hypotheken-Rechte ihre 
acceſſoriſche Beſchaffenheit?) verlieren würden. Wenn eine 
Hypothek ſchon dadurch, daß fie im öffentlichen Buche erſcheint, a b— 
ſolut wirkſam wird, ſo iſt ſie dadurch von dem Schickſale der For— 
derungen, zu deren Sicherung ſie beſtellt wurde, unabhängig ge— 
worden. Nach öſterr. Rechte entſteht die Hypothek in Beziehung auf 


*) SS. 447, 449 u. 1351 a. b. G. B.; Stubenrauch a. a. O. 1 B., 
1 Abth. S. 572, Kirch ſtett er a. a. O. S. 216. Beide Commentatoren 
haben gegen den acceſſoriſchen Charakter des Hypotheken-Rechtes nichts 
einzuwenden. S. auch Höinghaus a. a. O. S. 100 u ff. (Motive). 
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eine Forderung, hat in dieſer den Zweck ihres Fortbeſtehens und 
hängt von der Giltigkeit des Anſpruches ab, zu deſſen Sicherung ſie 

dient. Wird dieſer angefochten und etwa aufgehoben, ſo iſt damit 

auch die Hypothek beendigt, jo daß das Appariren derſelben im 

öffentlichen Buche keine Sicherheit für ihren wirklichen Beſtand 

gibt. Im Gegenſatze zu dieſer römiſch-rechtlichen Auffaſſung des 

Hypotheken-Rechtes ſtrebt man jetzt dahin, der Hypothek formelle 
Selbſtſtändigkeit zu geben, jo daß dieſelbe fortbeſteht, ſolange 
fie im öffentlichen Buche apparirt, auch wenn der obligatoriſche An- 

ſpruch, zu deſſen Sicherung ſie entſtanden iſt, bereits weggefallen ſein 

ſollte. Dadurch, daß die Giltigkeit der Hypothek nur von dem for⸗ 

mellen Acte der Eintragung bedingt und von dem Schickſale der zu 
ſichernden Obligation losgelöſt wird, iſt ſie erſt völlig zweifellos ge⸗ 

worden. : 

Die Folgen find mannigfach. Durch die Eintragung iſt nicht mehr 
eine bloße Sicherung für ein perſönliches Rechts-Verhältniß geſchaffen, 
ſondern eine ſel ſtſtändige dingliche Belaſtung des Grundſtückes, 
und liegt eine perſönliche Verbindlichkeit nicht einmal nothwendig zu 
Grunde. Die Verfolgung des Hypothekar-Rechtes gegen das Grund- 
ſtück kann durch Einreden aus dem perſönlichen Schuldverhältniße 
nicht gehemmt oder beſeitigt werden; dem Gläubiger haftet nur das 
Grundſtück und nicht die Perſon des Eigenthümers. Dieſer kann ſo⸗ 
gar an ſeinem eigenen Grundſtücke eine Hypothek beſitzen. (Eigene 
Hypothek.) Es kann für den Grund-Eigenthümer von Werth ſein, 
Hypotheken, je nach ſeiner Bedürftigkeit, mit beſſerer Priorität ver⸗ 
geben zu können, als die bereits eingetragenen genießen. Das iſt 
nur möglich, wenn die Hypothek keinen acceſſoriſchen Charakter 
beſitzt. 

Die preußiſche Hypotheken-Geſetzgebungk) iſt dieſem Bedürf- 
niße dadurch entgegengekommen, daß fie die Belaſtung von Grund⸗ 
ſtücken ſowohl durch eine Hypothek mit acceſſoriſchem Charakter, bei 
welcher der Schuld-Grund angegeben werden muß, als durch eine 
ſelbſtſtändige Grundſchuld ohne Angabe des Schuld-Grundes, ge⸗ 
ſtattet. Durch die Selbſtſtändigkeit der Hypothek kann das Schuld⸗ 
Inſtrument die zu einem raſchen Verkehre nöthige Einfachheit er- 


) Höin ghaus a. a. O. S. 123. 8. 19. S. 134 F. 27 (Motive). j 
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halten, indem die Beifügung und der Nachweis des rechtsbeſtändigen 
Schuldgrundes, zu deſſen Deckung die Hypothek dient, unnöthig wird. 
Dies hat man bei der „Grund-Schuld,“ die offenbar dem Inſtitut 
der „Handveſten“ nachgebildet iſt, benützt und iſt dadurch dem Re a [= 
Wechſel nahe genommen. 

Die Einwendungen, welche man dagegen machte, daß nun die 

Grundeigenthümer den Werth ihrer Realitäten in einigen Papier- 
ſtücken disponibel haben und durch die Leichtigkeit der Begebung 
derſelben ſich raſch ruiniren können, kann man tüchtigen Wirthen 
gegenüber wohl nicht geltend machen, da man ſich ſonſt überhaupt 
gegen raſche und leichte Contrahirung von Schulden, z. B. auch bei 
Induſtriellen, ausſprechen müßte. 
n Eine ſehr bedeutſame Conſequenz des durch die Anerkennung 
des Publieitäts-Prineipes geſchaffenen ſelbſtſtändigen Charakters 
der Hypotheken liegt ferner darin, daß ſich die Richter bei Gelegen— 
heit der Eintragung der Hypothek nicht mehr wie bisher von der 
Rechtsbeſtändigkeit der Schuld (der Legalität derſelben) zu über— 
zeugen brauchen und daß ſomit das Legalitäts-Princip über- 
flüſſig wird. Nothwendige Vorausſetzung der Aufhebung dieſes 
Principes iſt die ſtricte Aufrechthaltung des Conſens-Principes, 
welches darin beſteht, daß der eingetragene Eigenthümer ſeine Zu— 
ſtimmung zur Eintragung der Hypothek ausdrücklich erklärt; hiedurch 
anerkennt er ſeine Schuld-Verpflichtung, das Recht des Gläubigers, 
die Eintragung zu begehren und erſetzt damit die Ueberprüfung ſei— 
tens des Richters. 

Die preußiſche Geſetzgebung hat das Publicitäts-Prineip deutlich 
anerkannt. Die Eintragung der Erklärung des intabulirten Eigen— 
thümers, ſein Grund-Eigenthum übertragen zu wollen („Auflaſſung“ 
genannt), genügt zur Vollziehung des Eigenthum-Ueberganges“). 
Das Legalitäts-Prinecip wurde aber trotz harter Kämpfe nicht aufge— 
hoben.) 


*) Höinghaſus S. 71, §. 1. Conſequenzen hievon ziehen die 88. 6, 7, 10. 
12, 15, 57 u. f. w. 

**) Höinghaus a. a. O. S. 218 u. ff. §. 46 (Sammt Motiven) Nach un- 
ſerer Anſicht wäre der erſte der im Landtage geſtellten Abänderungs⸗ 
Anträge aufzunehmen geweſen, wonach der Grundbuch -Richter zwar 
nicht berechtigt iſt, eine beantragte Einverleibung oder Löſchung wegen 
Mängeln in dem zu Grunde liegenden Rechts-Geſchäfte zu beanſtänden, 
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Die öſterreichiſche Geſetzgebung ſteht mit voller Entſchiedenheit 
auf dem Legalitätsjtandpunfte,*) indem das Befugniß des Ein- 
ſchreitenden, ferner Inhalt und Form der Urkunden einer genauen 
Prüfung zu unterziehen ſind, und dem Anſuchen der Einverleibung 
oder Löſchung nur dann Folge gegeben werden darf, wenn aus dem 
Grundbuche, in Anſehung der Liegenſchaften oder des Rechtes, kein 
Hinderniß gegen die begehrte Eintragung hervorgeht. 

Wenn nun auch das Publicitäts-Prineip in feiner reinen Durch— 
führung den Inhalt des verbücherten Rechtsgeſchäftes von der for— 
mellen Richtigkeit des früheren Tabularſtandes, auf welchen dasſelbe 
gegründet iſt, und von der materiellen Lage der Dinge unabhängig 
macht, ſo iſt ſeine Wirkſamkeit doch gewiſſen Beſchränkungen unter⸗ 
worfen). Es iſt klar, daß überhaupt nur Rechts- und nicht that⸗ 
ſächliche Verhältniße auf die publica fides des Grundbuches Anſpruch 
machen können und auch bezüglich der Rechtsverhältniße nur jene 
Eintragungen, für welche die Grundbücher ihrer Entſtehungsgeſchichte 
nach beſtimmt ſind, welche nämlich für die dinglichen Rechte an 
dem betreffenden Tabularkörper bedeutſam ſind. Es braucht überdies 


wohl aber verpflichte tiſt, eine beantragte Eintragung oder Löſchung 
zurückzuweiſen, wenn die geſetzlich weſentlichen Formen 
der Anträge und der zur Eintragung erforderlichen Urkunden nicht 
erfüllt ſind, oder wenn die Anträge mit den nach dem Geſetze vorzulegen⸗ 
den Urkunden im Widerſpruche ſtehen. Da nach $. 18 der preuß. 
Hypotheken-Ordnung das Recht der Hypotheken- und Grund ⸗Schuld durch 
die Eintragung im Grund-Buche entſteht, jo muß dem Grundbuch⸗Richter 
bei dem Vorhandenſein von weſentlichen Mängeln die Zurückweiſung 
zur Pflicht gemacht werden, da ſonſt auf Grundlage einer derartig 
geſchehenen Eintragung mannigfache Unzukömmlichkeiten entſtänden, jo 
3. B. die Priorität nicht gewahrt werden könnte. Daß man durch die Faſſung 
des F. 46 das Legalitäts⸗Princip nicht aufheben, ſondern für die 915 
legten Urkunden nach Form und Inhalt eine Prüfung feſtſetzen wollte 
beweiſen die Motive hiezu, nach welchen der Antrag auf die vom Land⸗ 
tage auch aeceptirte Faſſung dieſes §. bezweckte, zur Beſeitigung der 


mannigfach ausgeſprochenen irrigen Anſicht, daß das Legalitäts⸗Princip 


durch die vorliegenden Geſetz- Entwürfe aufgehoben werde, die Ver⸗ 
pflichtung des Grundbuch-Richters, die bezeichneten Urkunden nach In⸗ 
halt und Form zu prüfen, ausdrücklich auszuſprechen. Die allerdings 
nur negative und unklare Faſſung des Regierungsentwurfes: „Steht der 
beantragten Eintragung oder Löſchung ein Hinderniß entgegen, ſo hat der 
Grundbuch-Richter dasſelbe dem Antragſteller bekannt zu machen“ hielt 
der Berichterſtatter mit Recht der Mißdeutung ausgeſetzt und für nicht 
ausreichend. 

*) Gr. B. G. §. 94 

* Exner a. a. O. S. 73 u, ff. 
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kaum erwähnt zu werden, daß die bücherlichen Eintragungen nur für 
Tabular-Acte als abſolut glaubhaft anzuſehen ſind, ſomit für 
außerbücherliche Rechtsbeziehungen nicht in Betracht kommen, 
ſo daß Jemand, der im Vertrauen auf das öffentliche Buch irgend 
ein außerbücherliches Rechts-Geſchäft abſchließt, ſich auf die abſolute 
Wahrhaftigkeit des Grundbuches nicht berufen kann. Die Wirkung 
eines Tabular-Actes wird trotz der publica fides doch noch anfecht— 
bar ſein, wenn zur Zeit der Vornahme desſelben der um die Durch— 
führung des Actes Anſuchende die materiell rechtliche Grundloſigkeit 
ſeines Begehrens kannte, oder davon aus den öffentlichen Büchern 
Kenntniß haben konnte, oder dieſes ſonſt aus den Umſtänden vermuthen 
mußte. Wenn z. B. ein irrthümlicher oder betrügeriſcher Tabular— 
Eigenthümer Hypotheken auf das Grundſtück eintragen läßt, und er 
von ſeinem fehlerhaften Beſitze Kenutniß hatte, oder leicht haben 
konnte, ſo iſt eine ſolche Eintragung wegen mala fides anfechtbar. Iſt 
dieſe Schlechtgläubigkeit nicht erweisbar, ſo muß die mate— 
rielle Rechtswidrigkeit, wenn der Tabular-Stand anfechtbar 
werden ſoll, gegenüber dem jpeciellen Gegner nachgewieſen werden. 
Wenn z. B. niemals eine Pfand-Obligation exiſtirt hatte, wenn 
auf einen nicht beſtehenden Rechtsgrund hin eine Eintragung vorge— 
nommen worden war, wenn alſo zwiſchen beiden Parteien gewiſſe, 
durch die Eintragung geſicherte Rechts-Beziehungen nicht beſtanden 
haben, ſo ſind die Folgen des Tabular-Standes zwiſchen den beiden 
ſtreitenden Parteien anfechtbar. Die objective Giltigkeit des Tabu— 
lar⸗Standes wird durch dieſe obligatoriſchen Rechts-Mittel zwar nicht 
alterirt, ſie gewähren aber dennoch für den Benachtheiligten Hilfe. 
Es ergibt ſich hieraus die Nothwendigkeit, daß, gerade weil die grund— 
bücherlichen Eintragungen Formal-Acte find, das Obligationen-Recht 
helfend eintrete, damit nicht einem Principe zu Liebe Unbilligkeiten 
und Rechtsverletzungen ungeahndet bleiben. Durch vollſtändige An- 
erkennung des Publicitäts-Principes wird alſo unter den angeführten 
Einſchränkungen der hergeſtellte formelle Tabular-Stand zum Rechts— 
Stande des betroffenen Tabular-Körpers, ſobald und ſoweit ein 
Rechtsverhältniß im Buch formell correct apparirt. 

In Oeſterreich geht das Publicitäts -Princip zwar ſeiner 
Verwirklichung entgegen, iſt aber noch nicht zur vollen Reinheit durch— 
gedrungen. Außer den ſchon angeführten Beweiſen hiefür aus dem 


öſterr. Hypotheken-Rechte, z. B. dem aceeſſoriſchen Charakter der 
Hypothek, der Tabular-Erſitzung des a. b. G. B. u. ſ. w., enthält 
auch die neue Grundbuchsordnung“) den Beleg hiefür. Als Beweis 
a contrario gegen die vollkommene Anerkennung des Publieitäts⸗ 
Principes kann die entſchiedene Aufrechthaltung des mit demſelben | 
unvereinbaren Legalitäts-Principes gelten. Allein wir finden auch 
directe Anhaltspunkte. 

Unſer Grundbuchgeſetz“) erklärt zwar die bücherlich correeten 
Eintragungen für abſolut richtig, doch mußte der durchſchlagenden 
Wirkung dieſes Principes ein Gegengewicht zur Seite geſtellt werden, 
und hat man dies durch das Inſtitut der „Anmerkungen“ zu er⸗ 
reichen getrachtet. Wer eine Einverleibung auch gegen Dritte, ſomit 
nicht bloß gegen diejenigen Perſonen, welche unmittelbar durch die 
Einverleibung Rechte erworben haben oder von einer Laſt befreit 
wurden, als ungiltig beſtreiten will, muß binnen der Recurs-Friſt, 
alſo bevor die Entſcheidung des Grundbuch-Gerichtes in Rechtskraft 
erwachſen iſt, um Einverleibung der Streit-Anmerfung anſuchen. 
Dieſe Beſtimmung iſt völlig entſprechend und benimmt dem Publiei⸗ 
täts-Principe die einem Formal-Acte immer anklebende Härte,da man 
Jemandem binnen der kurzen Recursfrift***)zwar nicht die Einreichung 
einer völlig inſtruirten Löſchungs-Klage, wohl aber deren Anmeldung 
zumuthen kann. Nach Ablauf der Recursfriſt kann auf Löſchung der 
beſtrittenen Einverleibung gegen dritte Perſonen, die noch vor der 
Streit-Anmerkung bücherliche Rechte auf der fraglichen Realität er⸗ 
worben haben, nur dann erkannt werden, wenn ſie hinſichtlich der Gil⸗ 
tigkeit derſelben ſich nicht in gutem Glauben befunden haben. Dieſe 
Streit-Anmerkung iſt jedoch nur dann geſtattet, wenn der Streitwerber 
von der Beſtellung der ſeinerſeits angefochtenen Einverleibung vor⸗ 
ſchriftsmäßig verſtändigt worden war. Iſt dies aus was immer für | 
einem Grunde unterblieben, jo endigt das Klagerecht auf deren Lö- I 
ſchung gegen dritte Perſonen, welche weitere Rechte darauf in gutem 
Glauben erworben haben, erſt binnen 3 Jahren von dem Zeitpunkte 
an, in welchem die angefochtene Einverleibung beim Grundbuchgerichte 


*) SS. 4,63, 64 u. ff. des G. B. G. Exner S. 129. 

. 8. 28. 

*) Nach S. 127 Gr. B. G. bei Zuſtellungen innerhalb des Ober- Landes⸗Ge⸗ 
richts⸗Sprengels 30 Tage, außerhalb desſelben 60 Tage. 
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angeſucht worden iſt.“) Hiedurch wird das Geſchehen oder Nichtge— 
ſchehen der vorſchriftsmäßigen Zuſtellung, alſo eine oft vom Zufalle 
abhängige Aeußerlichkeit, von eminenter Wichtigkeit für die 
materielle Geſtaltung der Rechts-Beziehungen. Das Vertrauen 
auf die Eintragungen im öffentlichen Buche muß dadurch auf's Tiefſte 
erſchüttert werden, indem man Eintragungen nicht als wahr annehmen 
kann, man hätte ſich denn von der vorſchriftsmäßig geſchehenen Zu— 
ſtellung der Grundbuch-Beſcheide überzeugt. Man hat hier eine 
Form auf die materielle Entwicklung der Rechts-Verhältniße 
in einſchneidender Weiſe wirken laſſen und dadurch das Verhältniß 
von Urſache und Wirkung verrückt. Wo die Urſache liegt, dort muß 
auch der Hebel zur Beſſerung angeſetzt werden, hier alſo im Zuſtel— 
lungs⸗Weſen, das bei Grundbuch-Angelegenheiten, wie allgemein 
bekannt, den wundeſten Punkt bildet. Durch die mangelnde Perſo— 
nalkenntniß ſeitens der zuſtellenden Gerichts-Perſonen, durch die 
große Zahl der Grundbuch-Acten, durch die zerſtreute Lage der 
Wohnhäuſer auf dem flachen Lande, endlich durch die hier waltende 
„Gemüthlichkeit“, wird das Zuſtellungsgeſchäft, trotz der allgemeinen 
Beſtimmungen des §. 124 „die Grundbuch-Gerichte ſind verpflichtet, 
über die ſchnelle und richtige Zuſtellung der Beſcheide in Grund— 
buch⸗Sachen zu wachen“, mit einer nicht zu großen Raſchheit und 
oft mit ziemlicher Lauheit betrieben. Es iſt bedauerlich, daß das neue 
Grundbuch⸗Geſetz nur auf die in dieſer Richtung ungenügende Civil— 
Proceß⸗Ordnung compromittirt, und doch gäbe es wohl Abhilfsmittel, 
jo z. B. daß die womöglich mit Caution angeſtellten Amtsper⸗ 
ſonen haftbar gemacht werden für den durch ein Verſehen in der 
Erfüllung ihrer Amtspflicht entſtandenen Schaden“), oder man 
könnte die Gemeinden wenigſtens ſubſidiariſch bei der Zuſtellung 
heranziehen, damit dieſelben etwa controllirend eintreten und dadurch 
den ſo ſchädlichen Namens- und Perſonen-Verwechslungen vorbeu— 
gen. Keinesfalls aber kann eine ſo bedeutende Schädigung des Publi— 
citäts-Prineipes, wie fie hier ſtatuirt wird, gebilligt werden. 


*, 64. 

**) wie Exner a a. O S. 153 vorſchlägt. Hiedurch könnte zwar die Si⸗ 
cherheit bei der Zuſtellung einigermaßen erhöht, gewiß aber nicht durch⸗ 
1 hergeſtellt werden, da im Falle eines halbwegs bedeutenden 

5 a. die ſicherlich nur geringe Caution zum Erſatz nickt hinreichen 
würde. 
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Eine weitere bedeutſame Folge des Publicitäts-Brincipes iſt 
die, daß der Tabular-Proceß ein beſchleunigter ſein und ſich immer 
mehr dem Wechſel-Proceße nähern kann. Dieſer iſt nur deshalb ein ſo 
raſcher, weil, die formelle Correctheit des Wechſelbriefes vorausge— 
ſetzt, gegen die Rechtsbeſtändigkeit desſelben vor Erfüllung der daraus 
erwachſenden Zahlungspflicht keine Einwendung gemacht werden 
kann. Der Rechtsgrund des Wechſels wird durch ſeine ſtrenge Form 
erſetzt. Das Gleiche ſoll nach den gemachten Auseinanderſetzungen 
bei den verbücherten Rechten der Fall ſein, und da ſomit alle Ein- 
reden vor Erfüllung der Pflicht wegfallen, ſteht einer Beſchleunigung 
des Proceſſes kein principielles Bedenken mehr im Wege. 

Eine Frage, die bei der Beſprechung des neuen Grundbuch-Ge⸗ 
ſetzes in Oeſterreich nicht umgangen werden kann, iſt der Legaliſi⸗ 
rungs-Zwang.“) Derſelbe beſteht bekanntlich darin, daß bei 
Privat⸗Urkunden, auf Grund welcher eine Einverleibung oder die 
Anmerkung der Rang-Ordnung begehrt wird, die Unterſchriften ge⸗ 
richtlich oder notariell beglaubigt ſein müſſen. Dieſe Beſtimmung 
wurde erſt nach langen parlamentariſchen Kämpfen in das Geſetz 
aufgenommen, und ſelbſt nachdem ſie die legislative Sanction er= 
halten hatte, entwickelte ſich gegen dieſelbe eine ſehr lebhafte Agi⸗ 
tation, welche bis in die geſetzgebenden Körperſchaften drang und 
dort neuerlich langwierige und hitzige Debatten hervorrief. Da über 
dieſe Frage viele Gemeinden, Vereine und andere Körperſchaften 
Petitionen abſandten und Reſolutionen faßten“), und da ſie wirf- 
lich von großer Bedeutung iſt, jo wollen wir unſer Urtheil über die- 
ſelbe nicht zurückhalten und es etwas genauer motiviren, um ſo 
mehr als es ein von dem tonangebeuden abweichendes iſt. i 

Die Gründe, die man gegen den Legaliſirungs-Zwang und 
für deſſen Beſeitigung vorbrachte, ſind mehrfache. Es werde durch 
denſelben die Abſchließung von Darlehen für die Landwirthſchaft 
erſchwert, die bezweckte Sicherheit nicht erreicht, der Immobilien-Ver⸗ 
kehr gehemmt, er beläſtige die Landbevölkerung mit ungerechtfertigten 


** So hat auch der Anfangs 1873 abgehaltene Agrar-Congreß ſich in feiner 
überwiegenden Majorität gegen den Legaliſirungs⸗Zwang ausgeſprochen. 
S Verhandlungen des agrariſchen Congreſſes in Wien 1873, nach den 
ſtenographiſchen Protokollen zuſammengeſtellt im k. k. Ackerbauminiſterium. 
S. 118. 
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Schwierigkeiten bei Verfaſſung der Tabular-Urkunden und erzeuge 
dadurch Mißſtimmung in derſelben; er vertheuere den ohnehin koſt— 
ſpieligen Real-Credit noch mehr u. ſ. w. — Hiedurch hat ſich eine Mino— 
rität im Abgeordnetenhauſe bewogen gefunden, den Antrag auf Auf— 
hebung des damals bereits geſetzlich eingeführten Legaliſirungs-Zwan— 
ges einzubringen, worüber das Haus zwar zur Tagesordnung über— 
ging, jedoch die Regierung aufforderte, im geeigneten Wege über 
die Erfolge des Legaliſirungs-Zwanges für Grundbuch-Urkunden 
Erhebungen zu pflegen.“) Die Anfechtungen des Legaliſirungs— 
Zwanges dauerten fort, und bewogen das Abgeordnetenhaus im 
Jänner 1873 zu einer neuerlichen Berathung der Frage. Das Er— 
gebniß war ein Geſetz-Entwurf, wonach die Legaliſirung der Unter- 
ſchriften auf Tabular⸗Urkunden facultativ ſein jollte.**) Das Abge- 
ordnetenhaus erhob dieſen Antrag zum Beſchluße, und leitete den— 
ſelben an das Herrenhaus, deſſen juridiſche Commiſſion“) die Ableh- 
nung desſelben beantragte, welchem Antrage das Haus zuſtimmte. Ein 
neuerlicher Beſchluß des Abgeordnetenhauſes liegt hierüber nicht vor 
und können wir, nachdem wir damit den Stand der Angelegenheit in der 
öſterr. Legislative gekennzeichnet haben, auf die Würdigung der 
Frage ſelbſt übergehen. 

Vorerſt wollen wir conſtati ren, daß die Gründe, welche das 
Abgeordneten⸗Haus zu dem über den Legaliſirungs-Zwang gefaßten 
Beſchluße bewogen, nicht principiell gegen denſelben gerichtet 
find. In den oben citirten Berichten wurde angenommen, daß Miß—⸗ 
ſtimmung gegen den Legaliſirungs-Zwang durch deſſen Beläſtigung 
und Koſtſpieligkeit unter der Bevölkerung hervorgerufen ſei, ferner 
„in Erwägung, daß es allerdings wichtige Gründe gebe, welche die 
obligatoriſche Einführung ſtrengerer Beurkundungs-Formen 


„) Bericht des zur Vorberathung des Antrages des Abgeordneten Dr. Knoll 
und Genoſſen, betreffend Aufhebung des Legaliſtrungs⸗Zwanges für 
na, eingeſetzten Ausſchußes vom 24. Mai 1872. Nr. 
) Bericht des zur Vorberathung des Antrages eingeſetzten Ausſchußes Nr. 
CIX/ A H. Dieſer Geſetzentwurf ſollte für Böhmen, Mähren, Schleſien, 
Ober⸗ und Nieder⸗Oeſterreich, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Tirol 

2 und Vorarlberg, Görz und Gradiska wirkſam fein. 
: ) Bericht der juridiſchen Commiſſion des Herren⸗Hauſes über den Geſetz⸗ 
Entwurf betreffend eine Aenderung der SS 31, 53, 95 des a. G. B. G. v 25. 

Juli 1871 Nr. 2374, H H. 
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für gewiſſe Rechts-Geſchäfte zur Nothwendigkeit machen, daß es 
aber in der Regel dem Verkehre ſelbſt überlaſſen werden müſſe, die 
Nützlichkeit oder Verwerflichkeit einer Maßregel zu beurtheilen, welche 
in der Meinung getroffen wurde den Verkehr zu ſchützen. Da ferner 
durch Petitionen und Beſchlüſſe vieler Landtage“) der Legaliſi⸗ 
rungs⸗Zwang in feiner bisherigen Ausdehnung als den Verkehr bee 
einträchtigend dargeſtellt wurde und in Erwägung, daß es etwa 4 
einer künftigen günſtigeren Situation vorzubehalten wäre, 
den Legalifirungs- Zwang oder noch zweckmäßigere Maßregeln zur 
Authentiſtrung der Grundbücher oder Mobiliſirung des Tabular⸗ 
Verkehrs einzuführen, beſchloß man den in dem eitirten Entwurfe mit⸗ 
getheilten Aushilfsweg. Dieſes vom Abgeordnetenhauſe vorgeſchlaͤ⸗ 
gene Compromiß iſt jedoch nach keiner Richtung hin befriedigend. 
Die Neigung des Abgeordneten-Hauſes für den Legaliſirungs⸗Zwang 
geht daraus hervor, daß man in dieſem Geſetzentwurfe auf die Vor⸗ 
nahme der Legaliſirung eine bedeutende Prämie geſetzt hat. Ein⸗ 
tragungen, welche auf Grund von Urkunden, deren Unterſchriften be⸗ 
galiſirt find, vorgenommen werden, find mit dem Eintreten der Rechts 
kraft des Grundbuch- Beſcheides abſolut wirkſam,) Eintragungen 
auf Grund nicht legaliſirter Urkunden erſt nach Ablauf von 3 Jahren.“) 
Wir haben ſchon oben unſere principielle Anſicht über den Werth 
dieſer Beſtimmungen unſeres Grundbuchs-Geſetzes ausgeſprochen, 
und erklären uns in Conſequenz dieſer Erörterungen gegen die be⸗ 
abſichtigte Verſchiedenheit in der Wirkſamkeit der Tabular⸗Urkun⸗ 
den, da hiedurch die Anwendbarkeit des von uns bekämpften §. 64 
noch weiter ausgedehnt würde. Man hat bei dieſem Geſetzentwurfe 

außer Acht gelaſſen, daß es hiedurch dem Eintragungs-Werber mög⸗ 
lich wird, die Wirkſamkeit des Rechtes dritter Perſonen bis auf 3 
Jahre hinauszuſchieben und dadurch die publica fides des Grundbu⸗ 
ches weſentlich zu ſchmälern und zu verwirren. Um ſicher zu ſein, daß 
eine Eintragung zu Recht beſteht, müßten alle in den letztens Jahren 
geſchehenen Intabulationen darauf geprüft werden, ob die Unter⸗ 


) In den Landtagen von Galizien, Bukowina, Krain, Görz, Iſtrien und . 
Trieſt wurde weder eine Petition noch ein Antrag. auf die Legaliſi⸗- 
rungsfrage bezüglich, eingebracht, im oberöſterreichiſchen und mähriſchen 
Landtage über derartige Anträge kein Beſchluß gefaßt. 5 

** 8 63 Gr. B. G. - 
** 0 61. G. B G 
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ſchriften der betreffenden Urkunden legaliſirt waren oder nicht, — 
ein Vorgang, der ſowohl die Sicherheit des Grundbuches als auch 
die Raſchheit des Hypotheken-Verkehres erheblich ſchädigt. Bemer— 
kenswerth iſt auch, daß dieſes Geſetz für Galizien, die Bukowina, Trieſt, 
Iſtrien und Dalmatien keine Anwendung finden ſoll, offenbar weil die 
Vertreter dieſer Länder den Legaliſirungs-Zwang als ein geeignetes 
Förderungsmittel für den Grundbuchverkehr anſehen. Hiebei darf 
man nicht vergeſſen, daß in den meiſten dieſer Länder die ſo ſehr be— 
tonten Schwierigkeiten, welche der Landbevölkerung durch die Lega— 
liſirung aufgelegt werden, in erhöhtem Grade zur Perhorrescirung 
derſelben auffordern würden. 

Von der größten Bedeutung ſind die Ergebniſſe der Erhebun— 
gen des Juſtiz-Miniſteriums, *) welches von den Ober-Landes— 
Gerichts- und Landes-Präſidien der Monarchie Berichte abforderte. 
Aus dieſer Denkſchrift geht hervor, daß ſeit dem Beſtehen des Legaliſi— 
rungs-Zwanges nirgends eine mit demſelben im Zuſammenhange ſte— 
hende Abnahme des Tabular-Verkehres wahrgenommen werden konnte, 
jo daß man, auf getenmäßige Erhebungen geſtützt, behaupten kann, 
es ſei bisher, und zwar, was nicht zu überſehen iſt, gerade in der Zeit 
der Proteſte gegen den Legaliſirungs-Zwang, durch denſelben für 
den Tabular⸗Verkehr keine Schädigung erwachſen. Man hat ener— 


giſch betont, daß die Beſchaffung der nöthigen Identitäts = Zeugen 


ſchwierig ſei, daß nicht blos der Landmann feine Zeit verſäume, ſon— 
dern auch diejenigen, welche ihn an den Sitz eines Gerichtes oder 
Notares zu begleiten haben. Dem gegenüber wird conſtatirt, daß es 
nur in den ſeltenſten Fällen nothwendig geworden ſei, daß eine Partei 
eine andere Perſon aus ihrem Wohnorte lediglich zum Behufe der 
Identitäts⸗Nachweiſung mitnehme. Bei der Lebhaftigkeit des 
Verkehrs mit landwirthſchaftlichen Producten iſt es, dem übereinſtim— 
menden Urtheile vieler am Lande wohnender Männer zu Folge, 
dem Landwirthe faſt immer ein Leichtes, an Ort und Stelle brauch— 
bare Identitäts-Zeugen in Hülle und Fülle zu finden. Da der Land- 


wirth zu gewiſſen Zeiten, insbeſondere an Sonn- u. Feiertagen, faſt 


*) „Ergebniße der Erhebungen, betreffend die Fälſch ung von Tabular-Urkun⸗ 
den und die Wirkungen der in dem Gr. B. G. enthaltenen Legaliſirungs⸗ 
Vorſchriften“, welche mir vom Juſtiz-Miniſterium in freundlicher Bereit⸗ 
willigkeit zugänglich gemacht wurden. 
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regelmäßig an den Sig eines Gerichtes kommt und die hier in Rede 
ſtehenden Urkunden meiſt nicht ſehr dringender Natur find, jo iſt der— 
ſelbe faſt nie gezwungen, ſeine Wirthſchaft der Legaliſirung halber 
zur Unzeit zu verlaſſen. 

Als eine ſchwer wiegende Einwendung muß die Behauptung 
gelten, daß die Conſtatirung der Identität auf eine nicht ſehr eracte 
Weiſe vorgenommen und dadurch der Zweck der Legaliſirung verei— 
telt werde. Es mag wohl beſonders in Orten wo die Advocaten oder 
gar die Winkelſchreiber dominiren, vorkommen, daß der Notar weni- 
ger kritiſch bei Feſtſtellung der Identität vorgeht; allein abgeſehen 
davon, daß auch gerichtliche Legaliſirungen möglich ſind und ein der— 
artiger Vorwurf dem Stande der Notare im Allgemeinen wohl nicht 
gemacht werden kann, ohne denſelben in ganz ungerechter Weiſe her— 
abzuſetzen, dürfte man ſelbſt beim Vorhandenſein einer größeren 
Anzahl derartiger Laxheiten doch nicht von der ſchlechten Ausführung 
des Grundſatzes auf deſſen Verwerflichkeit ſchließen. Der Notar le- 
galiſirt, wenn ihm die Partei nicht bekannt iſt, nur über Beſtätigung 
von zwei ihm perſönlich bekannten völlig glaubwürdigen Zeugen.“) Die 
Qnalificationen der Identitätszeugen find aber nirgends geſetzlich feſt- 
geſtellt. Keinesfalls kann man die gerichtsordnungsmäßigen Eigen- 
ſchaften von Zeugen fordern **), wonach z. B. Verwandte bis zum 
4. Grad, Dienſtleute u. ſ. w. ausgeſchloſſen ſind. Ja noch mehr, in 
der N. O. *) wird ausdrücklich erklärt, daß wenn die Identität 
nicht auf die angeführte Art bewieſen werden kann, ſtets in den Acten 
ausdrücklich bemerkt und angegeben werden müſſe, welche anderen 
Behelfe dem Notar zur Beſcheinigung der Perſon vorgelegen ſeien. 
Dem Richter bleibt es in ſtreitigen Fällen überlaſſen, die Beweis— 
kraft derartiger Behelfe zu beurtheilen. Die Notare ſind daher nur 
an ihr eigenes gewiſſenhaftes Urtheil gebunden, ob durch die vor— 
handenen Beweiſe die Identität feſtgeſtellt iſt oder nicht. Da es alſo 
ſtreng genommen für den Notar keine beſtimmten Normen in dieſer 
Richtung gibt, dürften auch die auf derartigen Vorausſetzungen baſir⸗ 
ten Vorwürfe erheblich an Bedeutung verlieren und kann man z. B. 


*) 8 79 der Not. Ordnung vom 21. Mai 1855. 
** S 140 u. ff. a. G. O. vom 1. Mai 1781. J. G. S. Nr. 13 
*** 8 46. 
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die nicht geſchehene Zuziehung von zwei Zeugen durchaus nicht als 
eine Laxheit hinſtellen, was doch mehrfach geſchieht. 

Von den durch das Juſtiz-Miniſterium befragten Behörden rieth 
nur die Landes-Regierung von Kärnthen auf Beſeitigung der Le— 
galiſirungs-Vorſchriften ein, während die Gerichte und die über— 
wiegende Mehrheit der Bezirkshauptleute in Kärnthen dieſe Anſicht 
nicht theilten. Eine ſehr geringe Zahl von Unterbehörden wünſchte 
unweſentliche Aenderungen, alle übrigen ſprachen ſich für Beibehal— 
tung der Legaliſirung aus, obwohl hiedurch ihre Arbeitslaſt ſich 
erhöht. 

Wirklich Bedenken hervorzurufen geeignet iſt jedoch die Art, 
wie die mehrfach behauptete Mißſtimmung in die Bevölkerung ge— 
kommen iſt. Nach der übereinſtimmenden Anſicht vieler unparteiiſcher 
Männer, wie dies auch aus den Erhebungen des Juſtiz-Miniſteriums 
hervorgeht, entſtand dieſelbe nur an den wenigſten Orten ſpont an 
in den meiſten Fällen wurde ſie in die Bevölkerung von außen hin— 
eingetragen. Es iſt bekannt, daß politiſche und perſönliche Motive 
mitgewirkt haben, um die Wellen der Agitation ſo hoch gehen zu 
machen, daß ſie in einer ſehr bedeutenden Anzahl von Petitionen 
ihren Ausdruck fand. Wenn auch die numeriſche Menge derſelben 
imponiren mag, ſo verlieren dieſe Emanationen doch ſehr an Werth, 
wenn man erfährt, daß viele dieſer Petitionen wörtlich gleichlautend, 
zum Theil ſogar nach lithographirten Schablonen verfaßt ſind. 
Intereſſant iſt auch die Thatſache, daß ein Landesausſchuß nach Ab— 
ſendung einer Petition um Aufhebung der Legaliſirungs-Vorſchriften 
die Gemeindevorſtände beauftragte, über die nachtheiligen Wir— 
kungen derſelben zu berichten. Wenn nun durch dieſe Erhebungen ſo— 
wohl, als auch durch die vielfachen verbürgten Ausſagen von Männern, 
welche in der Mitte der Land-Bevölkerung leben, erwieſen iſt, daß der 
Grad der Mißſtimmung zum mindeſten arg übertrieben wurde, ſo wäre 
andernſeits eine ſolche unſchwer zu begreifen, da die Legaliſirung Koſten 
verurſacht. Dieſe Koſten ſind aber fo unbedeutende, daß ſie im Vergleich 
mit den übrigen Speſen bei Grundbuchacten nicht ins Gewicht fallen. 
Die Gebühren für eine notarielle Beglaubigung ſtellen ſich folgender- 
maßen: Die Legaliſirungs-Protokolle find in allen Fällen ſtempelfrei; 
für die Legaliſirungs-Clauſel in Grundbuch-Angelegenheiten iſt auf 
die Urkunde ein 10 kr. Stempel zu geben und für die Legaliſirung 
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einer Unterſchrift 60 kr., für jede andere gleichzeitig zu legaliſirende 
Unterſchrift 30 kr. zu entrichten. Iſt der Werth, auf den die Urkunde 
lautet, unter 100 fl., ſo beträgt die Legaliſirungs-Gebühr pr. Kopf 
30 kr. Wenn alſo die Parteien gleichzeitig vor dem Notare erſcheinen, 
wird die Legaliſirung weſentlich geringere Koſten verurſachen als 
im entgegengeſetzten Falle. Bei gerichtlicher Legaliſirung iſt Alles in 
Allem ein 36 kr. Stempel beizubringen. Wenn man bedenkt, daß Ein⸗ 
gaben um Einverleibungen, wenn der Werth des einzutragenden Rech- 
tes 50 fl. nicht überſteigt, einen Stempel von 36 kr., wenn er 100 fl. 
nicht überſteigt von 75 kr., ſonſt einen Stempel von 1 fl. 50 kr. vom 
erſten Bogen verlangen“), daß die Urkunden über Kaufverträge von un⸗ 
beweglichen Gütern pr. Bogen einem Stempel v. 50 kr.“ ), Hypothekar⸗ 
Verſchreibungen dem Werth » Stempel***) nach Scala II. unterliegen, 
daß endlich bei Uebertragungen von Realitäten unter Lebenden durch 
entgeltliche Rechts-Geſchäfte 3 ½ / vom Werth ſammt 25% außer⸗ 
ordentlichem Zuſchlag zu bezahlen ſind, ſo muß man billig zugeben, 
daß der geringe Betrag für die Legaliſirung der Unterſchriften nicht 
in's Gewicht fällt. Von viel größerer Bedeutung als das Hervor— 
heben und Bekämpfen der Koſtſpieligkeit des Legaliſirungs-Zwanges 
erſchiene uns ein eben ſo unermüdeter Krieg gegen die hohen Ueber— 
tragungs-Gebühren bei Grundeigenthumt) da dieſelbe den Ver—⸗ 
kehr mit Grundſtücken und Hypotheken ernſtlich beeinträchtigen und 
dies auch längſt allgemein anerkannt iſt. Da bei Bemeſſung des zah— 
lungspflichtigen Werthes die Hypothekar-Schulden nicht abge— 
rechnet werden, ſo ſtellt ſich die thatſächliche Belaſtung durch dieſe 
Taxen noch bedeutend höher. 

Es iſt bekannt, daß die bäuerliche Bevölkerung das Grund- 
buch durchaus nicht immer benützt. Der Bauer kümmert ſich eben 
nicht darum, daß er erſt durch die Intabulirung völlig berech— 
tigter Beſitzer wird, und erſt bei Streitigkeiten werden ihm die 
Folgen ſeiner Nachläſſigkeit klar. In der Regel wirthſchaftet er 
ruhig weiter und verkauft oder vererbt ſchließlich ſeinen Acker. 

* Geb. G. vom 9. Februar 1850 T. P. 43 K. 
**) Geb. G. T. P 65 Ab. 
*) Geb. G. T. P. 61. 
+ Maſcher a. a. O. S. 802 u. ff. Der Agrar⸗Congreß (1873) hat das 


Ackerbau⸗Miniſterium erſucht, für die thunlichſte Verminderung der In⸗ 
tabulationg- und Uebertragungs⸗Gebühren einzutreten. S. 119. 
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Der Nachfolger macht es ebenſo, und will endlich einer ſeine Anſchrei— 
bung erwirken, ſo mag er zuſehen, wie er die nöthigen Urkunden bei— 
bringt. Es kommt nicht allzuſelten vor, daß ſechs und noch mehr Beſitz— 
veränderungen für dieſelbe Realität auf einmal durchgeführt werden 
müſſen. Gewiß ſind an dieſen bedauerlichen Zuſtänden, durch welche 
die Eintragungen im Grundbuch ganz unverläßlich werden, die 
hohen Grundbuch-Gebühren zum guten Theile ſchuld. Dem Bauer 
kommt es hauptſächlich auf den phyſiſchen Beſitz an. Da er ſich die 
juriſtiſche Sanction desſelben mit ſchwerem Geld erkaufen müßte, jo 
unterläßt er ſie eben. Dieſe Koſten ſind Gebühren“) im techniſchen 
Sinne des Wortes, dazu beſtimmt, um die Koſten der öffentlichen 
Bücher zu decken, und werden von demjenigen behoben, der das Grund— 
buch zur Sicherung ſeines Rechtes benützt. Der Staat hingegen be— 
handelt dieſelben vom fiscaliſchen Geſichtspunkte. Einerſeits erklärt 
er, daß dingliche Rechte an Grundſtücken nur durch Eintragung in 
die öffentlichen Bücher erworben werden können, andernſeits ſchreckt 
er von der Befolgung dieſer Vorſchrift durch eine zweckwidrig hohe 
Auflage ab. Die dem Grundbuche zu Grunde liegende Idee kann nur 
dann erreicht werden, wenn dasſelbe ausnahmslos in allen dahin 
gehörigen Fällen benützt wird. Dem zu Folge ſind übermäßig hohe 
Koſten im prineipiellen Widerſpruche mit dem Grundgedanken der 
öffentlichen Bücher. Dieſe Gebühren find auch für den Tabular-Ver⸗ 
kehr ſchädlich; ſobald ſie nämlich eine irgend nennenswerthe Höhe 
erreichen, wirken ſie wie eine Ertrags-Steuer als Vermögens-Con⸗ 
fiscation. Sie vermindern den Werth des Grundſtückes in der Hand 
des zuerſt Betroffenen um ihren capitaliſirten Betrag. 


In Preußen iſt bei den freiwilligen Veräußerungen von inlän— 
diſchen Grundſtücken u. ſ. w. 1% vom Werthe des veräußerten Ge— 
genſtandes zu bezahlen“), wobei jedoch ebenfalls die Hypothekar— 
Laſten nicht in Abzug gebracht werden. Trotz dieſer für Oeſterreich 
ein Ideal bildenden Abgaben wurde im Jahre 18 70 im preußiſchen 
Landes-Oekonomie-Collegium der Antrag auf Herabſetzung dieſer 
Taxe auf ½%8, analog den Gebühren für Uebertragungen beweg— 


ie) Ban solang Wiſſenſchaft“ 5. Aufl. 1864 I. S. 348 u. ff. insbeſondere 
S. 365. 
*) Höinghaus S. 291 . 1. 
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licher Sachen, geſtellt und angenommen; doch iſt die Regierung auf 
denſelben bisher nicht eingegangen“). 

Wenn ein Geſetz Mißſtimmung hervorruft, ſo darf ſie zwar den 
Geſetzgeber nicht ſogleich zum Aufgeben ſeiner Anſicht bewegen, er darf 
ſich vor derſelben aber auch nicht verſchließen, vielmehr muß er auf das 
Eifrigſte beſtrebt ſein, den Werth dieſer Stimmung und der für ihn 


entſcheidend geweſenen legislativen Gründe abzuwägen. Hier dürfte 


nun eine Thatſache von entſcheidendem Gewichte ſein, welche der allge- 
mein verbreiteten Anſicht, daß Tabular-Urkunden den Fälſchungen 
nicht ausgeſetzt ſeien, auf das ſchärfſte widerſpricht. Durch die Erhebun⸗ 
gen des Juſtiz-Miniſteriums wurde nämlich aetenmäßig conſtatirt, 


daß im Decennium 18611870 1581 Fälſchungen von Tabu⸗ 


lar-Urkunden zur Kenntniß der Strafgerichte gekommen find, jo 


daß beiläufig für jeden zweiten Tag eine Fälſchung zu verzeichnen iſt. 


Bei dieſen 1581 Fällen war in 115 Fällen mehr als eine Urkunde ge— 
fälſcht worden. Davon qualificirten ſich 244 als Verbrechen, bei der 
Mehrzahl wurde die Unterſuchung eingeſtellt. Hiebei kann nun mit 
voller Beſtimmtheit behauptet werden, daß eine große Anzahl von 


Fälſchungen ſchon deßhalb nicht zur Kenntniß der Strafgerichte 
kommt, weil vieles, was man entſchieden als Falſum bezeichnen muß, 


ſowohl vom Thäter als dem Betroffenen nicht als ſolches angeſehen 
wird, weil ferner für den Beſchädigten durch eine Strafanzeige oft 


die letzte Hoffnung auf Erſatz verſchwinden würde, weil man den 


Fälſcher oft aus Familien-Rückſichten ſchont, oder endlich deshalb, 
weil die Fälſchung der Art beſchaffen iſt, daß man ſie nicht mit 
Sicherheit unter die Begriffbeſtimmung des Betruges ſubſumiren 
kann. Zur Illuſtrirung dieſer Fälle kann eine kleine Sammlung 
von Thatſachen aus der jüngſten Vergangenheit dienen?“). 6 

Man wird hier draſtiſche Fälle finden, in denen insbeſondere 


oft mit dem Namen der Ehefrau leichtſinniges Spiel getrieben wird, 
wo „zur Ordnung des Grundbuchſtandes“ Urkunden mit den Unter⸗ 


ſchriften längſt verſtorbener Perſonen präſentirt werden, wo zur Er- 


*) „Der öſterreichiſche Oekonomiſt“ ex 1870 Nr. 35. : 

**) Roncali Leone Dr. Beiträge zur Legaliſirungs-Frage in Oeſterreich 
Wien 1873. Ein leſenswerthes Schriftchen, das umſo verdienſtlicher iſt 
als ſich der Verfaſſer, ein Notar, durch das pro domo nicht abhalten 
ließ, ſeine that ſächlichen Erfahrungen mitzutheilen. 


— — 


— 
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langung von Sparcaſſa- Darlehen Satzweichungen mit falſchen 
Namen ausgeſtellt werden, wo die zufällige Gleichheit des Namens, 
was in bäuerlichen Familien ſehr häufig vorkommt, zu Fälſchungen 
benützt wird, wo die Leichtigkeit, mit welcher Jemand „aus Gefäl— 
ligkeit“ einen fremden Namen auf die Urkunde oder den Zuſtellungs— 
bogen ſetzt, wenn er glaubt, die Genehmigung des Unterſchriebenen 
nachträglich zu erhalten, vielfältig bewieſen wird. Alle dieſe Fälle 


involviren Fälſchungen, und doch erfolgte in den ſeltenſten Fällen 


eine gerichtliche Anzeige; die meiſten derſelben wären durch die 
Legaliſirung hintangehalten worden, oder iſt dies ſogar thatſächlich 
geſchehen. 

Die zahlreichen Einſtellungen derartiger Unterſuchungen er— 
klären ſich daraus, daß die Betheiligten von dem ihnen als Ver— 
wandten zuſtehenden Rechte Gebrauch machen und ſich der Ausſage 
entſchlagen, oder daß man in vielen Fälſchungen von Satzweichungen 
und Löſchungen den Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nicht 
fand, indem man annahm, es ſei für die Forderung des Hypo— 
thefar = Gläubigers noch hinreichend Deckung vorhanden, oder er 
werde in anderer Weiſe befriedigt werden. Ja man hielt in mehreren 
Fällen die beſtrittene Behauptung von dem Vorhandenſein einer dem 
Inhalte der gefälſchten Urkunde entſprechenden Forderung für hin— 
reichend, um die Angelegenheit an den Civil-Gerichts-Weg zu ver⸗ 
weiſen. 

Das wichtigſte Motiv für den Legaliſirungs-Zwang iſt aber 
ein principielles. Nach unſerer Auseinanderſetzung über die 
Publicität halten wir es für nothwendig, daß jede Eintragung im 
Grundbuch ſogleich abſolut wirkſam werde. Wenn nun dieſe Anſicht 
richtig iſt, ſo muß dahin gewirkt werden, daß die zur Eintragung 
dienenden Urkunden Fälſchungen möglichſt entrückt werden, und ge— 
winnen von dieſem Geſichtspunkte aus die vom Juſtiz-Miniſterium 
publicirten Daten weſentlich an Bedeutung. Zwar iſt das Legali— 
täts⸗ Princip keine Conſequenz des Publicitäts-Principes, der 
Richter hat ſich um den Inhalt der vorgelegten Urkunden nicht zu 
kümmern, er hat die freie Erklärung des zu derſelben Berechtigten 
als genügend anzuſehen; aber es muß dafür geſorgt werden, daß die 
bindende, durch das Grundbuch zur abſoluten Wirkſamkeit zu brin⸗ 
gende Erklärung auch wirklich nur von demjenigen ausgehe, der hie- 
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zu berechtigt iſt. Dieſen Zwederreihen zu helfen, iſt der 
Legaliſirungs-Zwang geeignet.“) Niemand wird behaupten 
wollen, daß durch die Legaliſirung alle Fälſchungen hintangehalten 
werden können und dadurch der Zweck derſelben, daß nur objectiv 
Wahres in das Grundbuch kommt, vollkommen erreicht werden könne. 
Das iſt aber bei keiner menſchlichen Inſtitution möglich und darf nicht 
abhalten, die von allen Seiten als nothwendig erkannte 
Sicherung der Grundbuch-Eintragungen auf dieſe Weiſe zu er— 
ſtreben. Das Beſſere iſt des Guten Feind. 

Wenn es nun zweifellos iſt, daß durch die bisherigen Siche— 
rungs-Maßregeln die Vertrauenswürdigkeit der Grundbücher durch— 
aus nicht hergeſtellt werden konnte, dieſelben vielmehr eine Unzahl 
völlig falſcher Eintragungen enthalten, jo iſt es gewiß ungerechtfer— 
tigt, gegen die vorgeſchlagene Modalität, welche nach übereinſtimmen⸗ 
den Anſichten die Glaubwürdigkeit derſelben zu erhöhen geeignet 
iſt, aber manchmal eine Beläſtigung mit ſich bringt, eine Agitation 
einzuleiten, wie dies beim Legaliſirungs-Zwange geſchehen iſt. 

Wir haben bei Beſprechung der Prineipien des Grundbuches 
eine Reihe von Punkten erwähnt, deren Aenderung für unſer Grund— 
buchweſen förderlich, oder worüber wenigſtens eine eingehende fach— 
liche Discuſſion am Platze wäre. Nichts deſtoweniger hat ſich die 
Agitation auf den einzigen Punkt geworfen, welcher allerdings 
dadurch, daß nebenſächliches pecuniäres Intereſſe ins Spiel kommt, 
der Menge leicht zugänglich gemacht werden konnte. Gewiß iſt hier 
viel Oberflächlichkeit mit unterlaufen. Man laſſe wenigſtens wieder 
ein Decennium verſtreichen und beurtheile dann auf Grund zweifellos 
erhobener Thatſachen die Einwirkung der Legaliſirung auf die 
Sicherheit und Intenſität des Tabular-Verkehres. Hat ſie ſich nicht 
bewährt, ſo verſuche man es mit andern Sicherungsmitteln. 


) Es dürfte hier am Platze fein, auf den Widerſpruch zwiſchen meiner Ab⸗ 
ſtimmung im Agrar-Congreße und der von mir hier vertretenen Anſicht 
hinzuweiſen. Ich habe meine dort dokumentirte Anſicht dureh eingehendes 
Studium der Theorie und vielſeitige Orientirung in der Praxis geändert, 
und ſcheue mich nicht, dies hier offen auszuſprechen, umſoweniger als in 
der letzten Zeit Männer, die in ihrer Gemeinde großes Anſehen genießen 
und mebrere Petitionen gegen den Legaliſirungs-Zwang unterſchrieben 
hatten, jetzt, nachdem die Hitze der Agitation verflogen iſt und ſich das 
praktiſche Leben geltend gemacht hat, für Aufrechthaltung der Lega⸗ 
liſtrungs⸗Vorſchriften eintreten. N 
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Auch die Verfechter des Legaliſirungs-Zwanges behaupten 
nicht, und können dies auch nicht, daß es keine beſſere Aſſecuranz 
gegen falſche Eintragungen gebe, als die Legaliſirung der Unter— 
ſchriften. Die Thätigkeit der Gegner iſt aber eine deſtruetive. Sie 
reißen nieder, ſetzen aber nichts an die leere Stelle. Das Einzige, 
was als Erſatz geboten wird, iſt der Vorſchlag, das Zuſtellungs— 
weſen zu verbeſſern. Gewiß iſt das nöthig, aber nicht hinreichend, 
und jedenfalls fehlt bis zum Zeitpunkte der Durchführung dieſer 
Regelung, wenn ſie überhaupt ganz entſprechend vollzogen werden 
kann, ein genügendes Sicherungs-Mittel. 

Wenn man das Grundbuchgeſetz eingehend prüft, kommt man 
auf manche Auslaſſungen und Widerſprüche, die einer Beachtung werth 
wären,“) aber in der bisher ſtattgefundenen einſeitigen Agitation 
gänzlich überſehen werden. 

So enthält al. 2 des fait zu Tode gehetzten §. 31 einen offen- 
baren Irrthum. 

Es heißt darin, daß „auf Grund von Urkunden eines Macht— 
habers eine Einverleibung gegen den Machtgeber nur dann bewilligt 
werden kann, wenn die von dieſem ausgefertigte Vollmacht ent- 
weder auf das beſtimmte Geſchäft lautet oder doch nicht früher als 
innerhalb eines Jahres vor dem Anſuchen um die Einver- 
leibung ausgeſtellt iſt.“ Es ſoll hier offenbar heißen „vor Aus— 
ſtellung der Urkunde,“ da dem Gedanken Ausdruck gegeben werden 
ſoll, daß vom Machthaber eine Vollmacht, die früher als ein Jahr 
vor Ausſtellung der zur Eintragung dienenden Urkunden gegeben 
wurde, nicht mehr als Deckung für eine ſo wichtige Angelegenheit 
wie es die Veräußerung oder Belaſtung von Grund und Boden iſt, 
benützt werden darf. 

Bei Feſtſetzung der Recurs-Friſt““) hat man eine durchgrei— 
fende Regel aufgeſtellt, aber überſehen, daß z. B. für executive 
Pfand⸗Rechts⸗Einverleibungen eine 14tägige Recursfriſt gerichts- 
ordnungsmäßig normirt iſt. Gilt hier nun das Grundbuch, oder die 
Gerichts-Ordnung? So könnte man noch einige Sonderbarkeiten des 
Grundbuchgeſetzes namhaft machen. Eine ſolche iſt es doch, wenn 


*) Wir verdanken dieſe Anregung einem unparteiiſchen Praktiker. 
**) 8, 27. Gr. B G. ’ 5 
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$. 85 beſtimmt, daß die Grundbuchkörper in dem Geſuche ebenjo 
genannt werden ſollen, wie es im Grundbuche jteht,*) obwohl dieſe 
Bezeichnung nur im Geſuche, nicht aber auch in der Urkunde ge— 
braucht werden muß. ! 

Gewiß nicht ohne Bedeutung für die Beurtheilung dieſer Frage 
iſt der Umſtand, daß in Preußen, wo die Schaffung der neuen 
Hypotheken- und Grundbuchs-Geſetze viele Jahre gedauert hat und 
auf Grund der eingehendſten Forſchungen und Erhebungen auf dem 
Gebiete der Theorie und Praxis durchgeführt wurde, der Legali— 
ſirungs-Zwang in der bei uns üblichen Art ebenfalls beſteht,“) und 
daß von einer Mißſtimmung dagegen von dort her nichts bekannt 
geworden iſt. 

In der Theorie***) wird die Frage ventilirt, ob man die Vor⸗ 
nahme der Beglaubigung auf Gerichte oder Notare beſchränken ſoll, 
oder ob man das Recht „den Willen der Parteien, daß Eintragungen 
und Löſchungen vorgenommen werden ſollen, für die Hypothekar— 
Behörden als exiſtirend feſtzuſtellen,“ auch anderen Perſönlichkeiten 
einräumen ſoll. Man hat vorgeſchlagen, dieſes Befugniß den Ver⸗ 
waltungs-Behörden zuzugeſtehen, „überhaupt allen Beamten, die 
leicht zugänglich find, ein öffentliches Dienſtſiegel führen, den nöthi⸗ 
gen Grad von Geſchäftskenntniß, allgemeiner Bildung, Zuverläßig⸗ 
keit und Autorität nach Außen beſitzen.“ Maſcher ſchlägt weiters 
vor, „in jeder Stadt Procuratoren anzuſtellen, denen die Ausſtel- 
lung ſolcher Beglaubigungen übertragen werden könnte“, und um 
dem nahe liegenden Vorwurfe zu begegnen, daß hiedurch die Legali— 
ſirung für die Landbevölkerung ſehr erſchwert werde, projectirt er 
ferner, daß man „die ländlichen Gemeindevorſteher zu Organen ſol— 
cher Hypothekar-Procuratoren machen ſolle.“ Wir ſind der Anſicht, 
daß alle dieſe Vorſchläge der Ueberlegung werth ſind, daß ſie aber, 
wenigſtens jetzt, in Oeſterreich nicht ausgeführt werden können. 

Wir glauben, daß juridiſche Bildung für den Legaliſirenden 
nicht unumgänglich nothwendig, aber ſehr wünſchenswerth iſt, weil es 


) Dieſe Benennungen find völlig antiquirt, oft genug erheiternd jo z B. 
„Eine Hall negſt der Lacken, ſo das Himmelreich genannt,“ „Acker beim 
Lahmgſtettl,“ Simandl Wieſe,“ „ein salva venia Abdeckerhäusl“ u j. w. 

*) Höinghaus S. 212 §. 33. Maſcher 704 u. ff. 

) Maſcher S. 710 u. ff. 
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eine werthvolle indirecte Wirkung des Legaliſirungs-Zwanges bil— 
det, die Bevölkerung an befugte Urkunden-Verfaſſer zu gewöhnen, 
und daß hiebei die Contrahenten juridiſchen Rath bekommen. Zwar 
hat ſich der Legaliſirende auf den Inhalt der Urkunde nicht einzu— 
laſſen, allein häufig genug werden Beſprechungen über das abzu— 
ſchließende Geſchäft dem Gerichts-Beamten oder Notare Gelegenheit 
bieten, ohne die ihm geſetzlich gezogene Schranke zu überſchreiten, 
einen Wink zu geben. Es iſt heute der Sinn für correct rechtliche 
Vorgänge nicht überall vorhanden, oder bedarf wenigſtens einer Stär— 
kung, und auch dies iſt eine nicht zu unterſchätzende Wirkung der Be— 
glaubigung, welche aber durch die vorgeſchlagene Ausdehnung der 
legaliſirungsberechtigten Perſonen paralyſirt würde. Die Verwal— 
tungsbeamten ſind für den Landmann nicht mit geringeren Schwierig— 
keiten zu erreichen, als die Gerichtsbeamten. Wo eine Verwaltungs— 
behörde ihren Sitz hat, befindet ſich auch ein Gericht. 

Mit Beſtimmtheit ſprechen wir uns aber gegen die Intervention 
der Gemeinde-Vorſteher aus, da erfahrungsgemäß gerade in den 
Gemeinde-Kanzleien, wenn auch nicht immer durch den Gemeinde— 
Vorſteher ſelbſt, die Winkelſchreiberei gepflegt wird und man dahin 
ſtreben muß, dieſen „Stand,“ der nicht das Rechtsbewußtſein pflegt, 
ſondern oft genug nur die Proceß-Luſt nährt und zu zweideutigen 
Vorgängen gerne die Hand bietet, zu beſeitigen. Gewiß mit Recht 
wurde gegen den Vorſchlag, die Gemeinde-Vorſteher mit Legalifirun- 
gen zu betrauen, eingewendet, daß dieſe Aufgabe dem Berufe des 
Gemeinde-Vorſtehers gänzlich fremd ſei, daß bei der Wahl desſelben 
ganz andere Geſichtspunkte maßgebend ſeien, als fie den Staat bei Be— 
ſtellung der zur Beglaubigung von Urkunden zu berufenden Organe 
leiten müſſen. Dieſe Gründe gelten auch, wenn man zwar nicht den 
Gemeinde-Vorſteher ſelbſt mit der Legaliſirung betraut, ihn aber 
zum Organe des Hypothekar-Procurators macht, da in dieſem Falle 
der Gemeinde- Vorſteher für den letzteren doch die entſcheidende 
Perſönlichkeit bildet. 

Es erübrigt nun, von allgemeinen Vorbedingungen zur Entwick— 
lung des landwirthſchaftlichen Credites noch zwei zu erwähnen, welche 
mit demſelben im directen Zuſammenhange ſtehen, nämlich die Hypo— 
theken-Verſicherung und die Commaſſation. Zwar ließe ſich 
noch eine Reihe von Momenten in den Kreis der Beſprechung ziehen 
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z. B. die Einwirkung der politiſchen Staats-Geſtaltung auf die Land- 
wirthſchaft und indirect auf die Entwicklung des ländlichen Credites, 
allein wir vermeiden es, darauf einzugehen, um dieſe Abhandlung 
nicht ungebührlich auszudehnen. 

Die Hypothekar-Verſicherung“) hängt mit dem Beſtreben 
des Landwirthes zuſammen, den Werth ſeines Beſitzes in thunlichſt un— 
geſchmälerter Ausdehnung als Baſis ſeines Credites wirken zu laſſen. 
Bei Erhebung des Real-Werthes zum Behufe der Credit-Gewährung 
wird ein mehr oder minder ängſtlich gehandhabtes Tax-Verfahren 
eingehalten. Spätere „Sätze“ können oft nur mit Schwierigkeit unter- 
gebracht, ja eine gewiſſe Grenze, die hinter dem Verkehrswerthe oft 
ſehr weit zurück bleibt, kann gar nicht überſchritten werden. Der 
Gläubiger wird aber bedeutend weniger zurückhaltend ſein können, 
wenn zwiſchen ihn und den Schuldner eine Mittelsperſon tritt und die 
pünktliche Zahlung der Zinſen jo wie des Darlehens ſelbſt garan— 
tirt. Dieſem Gedaukengange entſprang die Hypothekar-Verſicherung, 
und leuchtet deren wohlthätige Wirkung auf den Real-Credit ſogleich 
ein. Das Riſico des Aſſecurirenden wird dadurch leicht erträglich, 
daß ſich in ſeiner Hand eine große Zahl von Verſicherungen concentrirt, 
für deren jede er eine Prämie erhält, wo aber dennoch nur ein geringer 
Percentſatz derſelben den Anſpruch auf ganzen oder theilweiſen Erſatz 
der Zinſen oder des Capitales wirklich ſtellt. Das iſt die Entitehungs= 
Urſache der Aſſecuranz-Geſellſchaften. Dieſelben können nur dann 
billige Prämien-Sätze machen, wenn ſie viele Darlehen zu verbürgen 
haben, ſo daß das Intereſſe der Verſicherungs-Geſellſchaft und der 
Verſicherten inſofern Hand in Hand geht, als beide Theile einen 
ausgedehnten Verſicherungs-Kreis wünſchen. Der Agrar-Congreß 
(1873) empfahl ebenfalls die Hypotheken-Verſicherung als geeignetes 
Mittel zur Hebung des landwirthſchaftlichen Real-Eredites. **) 

Noch weniger als bei der Hypothekar-Verſicherung bedarf es bei 
Erwähnung derCommaſſation“) einesCommentars, da durch die 


) Engel: „Die Hypotheken-Verſicherung als Mittel zur Verbeſſerung der 
Lage des Grund-Eredites. 1858. Derſelbe: Beleuchtung der Bedenken gegen 
die Hypothekar-Verſicherungen. Schäfer Dr. Die Hypotheken-Verſicherun⸗ 
gen als Mittel zur Hebung des Grund- Credites. Hannover 1863. Neu- 
mann 3. B. S. 129. . 

S. 120 Ö 
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bloße Anführung des Wortes ſchon ein fertiger Begriff vor Augen 
tritt. Die Werthſteigerung des Grundbeſitzes durch die Verkoppelung 
liegt auf der Hand, läßt ſich ſelbſt mathematiſch wenigſtens annä— 
hernd berechnen?), und ſteht im geraden Verhältniße zur Wertherhö— 
hung, der Vorausſetzung des Credites, die Steigerung des Letzteren. 


Bezüglich der Durchführung der Commaſſation giebt es zwei Par— 


teien. Nach der Anſicht der Einen ſoll eine zwangsweiſe, nach der 
der Andern nur eine freiwillige Conſolidation möglich ſein. Häufig 
obwaltet hier das Mißverſtändniß, als ob durch die Geſetzgebung, 
nach dem erſten Princip, Jeder geſetzlich gezwungen wäre zu com— 
maſſiren, während es ſich doch nur darum handelt, für den Fall als 
ſich eine Majorität für die Zweckmäßigkeit der Conſolidation aus- 
ſpricht, der Minderheit, deren Grundſtücke zur Durchführung der 
Zuſammenlegung nöthig ſind, die Möglichkeit zu benehmen, eine von 
der Mehrheit als nützlich anerkannte Maßregel zu vereiteln. Beſteht 
dieſer Zwang nicht, ſo wird eben die Majorität durch eine Minorität 
gezwungen. Es liegt daher in der zwangsweiſen Commaſſation 
durchaus keine Härte. Durch die Majorität wird nichts feſtgeſtellt, 
als die Nothwendigkeit der Conſolidation; alles übrige wird durch 
das Geſetz geregelt. Die Größe der Majorität anlangend, kommt 
man jetzt, dem deutſchen Verfahren gemäß, allmählich auf Pro— 
vocation durch einfache Majorität. Zur Bildung derſelben wird 
aber nicht die Kopf-Zahl allein entſcheiden dürfen, ſondern eine 
Combination zwiſchen dieſer, der Fläche und dem Werthe der be— 
theiligten Grundſtücke gefunden werden müſſen. 

Zur vollſtändigen Erreichung der Vortheile der Conſolidation 
genügt jedoch die bloße Grund-Zuſammenlegung nicht, vielmehr 
müſſen alle die unbeengte Wirthſchaft ſchädigenden Ueberreſte aus 
früheren Epochen gleichzeitig weggeräumt werden. Man muß daher die 
Servituten-Ablöſung, Theilung oder Regulirung der Gemein-Gründe, 
Herſtellung von Feldwegen und Waſſer-Anlagen gleichzeitig durch 
führen, da nur dann, wenn ſämmtliche betheiligte Gründe in eine 
Geſammtmaſſe zuſammengelegt werden, eine allſeitige Befriedigung 


gemeinſchaftlicher Feldwege. Wien 1869. Derſelbe: Die Zuſammen⸗ 

legung der Grundſtücke, die Regelung der Gemein-Gründe und die Ab⸗ 

löſung der Forit-Serpituten in Oeſterreich u. Deutſchland. Wien 1873. 
*) J. K. v. Thünen Der iſolirte Staat. 
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und dauernde Berückſichtigung der Jutereſſen möglich iſt. Un⸗ 
bedingt nöthig zur zweckmäßigen Durchführung der Conſolidation 
iſt ferner die Schaffung eigener bloß hiezu beſtimmter Organe, *) 

Der Agrar-Congreß **) hat ſich in ſeiner überwiegenden Ma— 
jorität für die hier angedeuteten Prineipien ausgeſprochen und den leb— 
haften Wunſch ausgedrückt, es möge in Oeſterreich, wo die durch die 
Commaſſation zu beſeitigenden ſchädlichen Beſitzverhältniſſe, keine 
Provinz ausgenommen, in hohem Grade vorhanden ſind, ein auf 
dieſen Grundſätzen ruhendes Geſetz baldigſt erlaſſen werden. 

Bisher haben wir unter jteter Berückſichtigung der öſterreichiſchen 
Verhältniße die Vorbedingungen des ländlichen Credites beſprochen 
und wenden uns nun der Organiſat ion desſelben zu. Die primi⸗ 
tivſte Art, Credit zu erhalten, iſt das Individual-Darlehen. So 
wichtig dieſelbe ſeiner Zeit war, und obwohl ſie nie ganz verſchwinden 
wird, kommt dieſelbe heutzutage, wo die Anforderungen derLandwirth— 
ſchaft häufig über die Kraft und den Kreis des Einzelnen hinaus⸗ 
gehen, faſt nicht in Betracht. Es haben ſich auch auf dieſem Gebiete, 
wie überall, wo die Fähigkeiten des Einzelnen nicht hinreichen, Aſſo— 
ciationen in mannigfachen Formen eingeſtellt. In Oeſterreich exiſti⸗ 
ren etwa 30 Hypothekar-Banken, 200 Sparcaſſen, 8—9 Verſiche⸗ 
rungs-Anſtalten, welche ſämmtlich der Landwirthſchaft Capital zu⸗ 
führen. Obwohl keine vollkommen verläßliche Statiſtik hierüber beſteht, 
deren Aufſtellung auch mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen 
hätte, ſo wurde auf Grund der vorliegenden Daten die Belaſtung 
der ländlichen Grundſtücke im Jahre 1870 auf etwa 1.186 Millionen 
Gulden geſchätzt, woraus ſich bei einem Verkehrswerthe der nicht in 
Städten gelegenen Realitäten von etwa 6.800 Millionen die Bela- 
ſtung der landwirthſchaftlichen Grundſtücke mit 17-18% ihres 
Werthes berechnet.“) Dieſe im Vergleiche zu anderen Staaten ge— 


*) Der Vollſtändigkeit halber wollen wir bier erwähnen, daß in gerechter 
Würdigung der Bedeutung der Commaſſation das Geſetz v. 3. März 1868 
bis Ende 1879 als wirkſam erklärt wurde. Grundtäuſche, durch welche eine 
Arrondirung bewirkt wird, ſind, ſoweit die vertauſchten Parzellen von 
gleichem Werthe find, gebührenfrei. Die zur Durchführung der Arron⸗ 
dirung erforderlichen Urkunden, Protokolle, Eingaben und Beilagen find 
ſtempelfrei, wenn der Werth des einen Grundſtückes den des anderen um nicht 
mehr als 50 PCt. überſteigt. 

50 S. 134144. 

**) Die Boden-Cultur Oeſterreichs. Im Auftrage des k. k. Ackerbau-Mi⸗ 
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ringe Benutzung des landwirthſchaftlichen Credites läßt eine Be— 
ſprechung der Art, wie die Capitalien der Landwirthſchaft zugänglich 
gemacht werden können, nicht überflüſſig erſcheinen. Denn wenn auch 
in der letzten Zeit die Summe der Hypotheken ſich weſentlich erhöht 
hat,) fo wäre es doch irrig zu glauben, daß der Landwirthſchaft 
bedeutend mehr Capital zur Verfügung geſtellt worden ſei als früher. 
Es vollzieht ſich, im Einklange mit dem Zuge der Zeit, ſeit mehreren 
Jahren eine Umwandlung der Privat-Darlehen in ſolche von öffent— 
lichen Anſtalten und wird dadurch die Höhe der Darlehen mehr be— 
kannt. Die große Geldbewegung der letzten Zeit hat zwar auch die 
Realitäten ergriffen, ſich aber vorwiegend auf den ſtädtiſchen Beſitz 
concentrirt und mehr den Grund-Handel als die Boden-Produe— 
tion favoriſirt.) Wenn ſich alſo behaupten läßt, daß der ländliche 
Credit im Verhältniß zu dem großartigen Aufſchwunge auf anderen 
Gebieten des Credites zurückgeblieben, ja ſogar durch denſelben ge— 
ſchädigt worden iſt, ſo dürfte ſich dieſes Mißverhältniß durch den 
jüngſt erfolgten Zuſammenbruch auf dem Effecten-Markte einiger- 
maßen ausgleichen. So wie nach dem Sturze des Mercantil-Syitens 
als naturgemäße Reaction die Lehre der Phyſiokraten folgte, ſo 
dürfte ſich jetzt das Anlage ſuchende Capital wohl in ausgedehnterem 
Maße der Verwerthung in der Boden-Cultur zuwenden. 

Unter den Formen, wie die Credit-Aſſociationen für den Land— 
wirth conſtituirt werden können, find beſonders zu beachten die E r- 
werbsbanken und die auf ſolidariſcher Haftung berus 
henden Genoſſenſchaften. Die Diseuſſion, welche der beiden 
Arten die richtigere ſei, währt ſchon lange und iſt auch heute noch 
nicht abgeſchloſſen. Gegen die Erſteren führt man hauptſächlich und 
mit Recht an, daß ſie dem Landwirthe den Credit vertheuern, da ſie 
nicht bloß die Aufgabe haben, demſelben Credit zu verſchaffen, ſon— 
dern auch das Banf-Capital verzinſen und Dividenden gewähren 


niſteriums redigirt von Dr. J. Lorenz u. J. Weſſely“ III. S. 25 
u. ff. (Der landwirthſchaftliche Credit von Fr. X. Neumann.) 
) So wurden von Seite der öffentlichen Anftalten im Jahre 1871 um nahezu 

60 Millionen Gulden Hypotheken mehr als im Vorjahre gewährt („Treſor“ 
III. Nr. 41, 1873.) 

*) Der Tabular⸗Verkehr in Wien 1872 weiſt 1470 Fälle von Beſitz⸗Verän⸗ 
derungen unter Lebenden auf, im Werthe von 88.7 Millionen; gegen 
1871 eine Steigung von 125 pCt. („Treſor“ III. Nr. 43). 
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müſſen. Ein Sachverſtändiger, welcher bei Gelegenheit der in Preußen 
im Jahre 1868 abgehaltenen Hypothekar-Enquéte ſein Votum ab- 
zugeben hatte, hielt die Actien-Geſellſchaften für jo ſchädlich und 
gemeingefährlich, wie etwa die Spielbanken, „die Geier, die darauf 
warten, um die Ueberreſte des Grundbeſitz-Vermögens unter der 
Form von Dividenden zu verſpeiſen.“ *) Ein derartiges Urtheil über— 
treibt einen an ſich richtigen Gedanken in einſeitiger Weiſe, da eben 
trotz des eventuellen Nachtheiles die Erwerbsbanken, wegen der Uni⸗ 
verſalität ihres Geſchäftskreiſes, ihrer Leichtbeweglichkeit, durch die 
etwas weniger große Bedenklichkeit beim Beleihen von Grundſtücken, 
durch den Umſtand, daß man an der Größe ihres Capitales genau 
die Höhe der Garantie bemeſſen kann, unleugbar hohen Werth haben. 
Es wäre ſehr bedauerlich, wollte man in engherziger Bevorzugung 
des Aſſociations-Weſens unter den Grundbeſitzern die Erwerbs— 
banken zu verdrängen ſuchen. Es wird von den concreten Verhält— 
nißen abhängen, wo das Eine und wo das Andere dieſer beiden Sy— 
ſteme am Platze iſt. Wo der Grundbeſitz genug Capital hat, und zur 
Exploitirung nur der Aſſociation bedarf, ſoll er nicht unnütz für eine 
überflüſſige Mitbürgſchaft durch eine Erwerbsbank zahlen. Wo der— 
ſelbe hingegen nicht auf eigenen Füßen ſtehen kann, muß er fremde 
Kräfte zu Hilfe nehmen und fie bezahlen. Die jüngſten traurigen Er- 
fahrungen in Oeſterreich legen allerdings den Wunſch nach ſchärferer 
Controle nahe, damit derartige Banken keine Speculations-Ge⸗ 
ſchäfte machen. Es wurde ja, wie bekannt, durch die jüngſte Kriſis 
auch der Pfandbrief-Credit arg bedroht. Eine Schädigung desſelben 
würde das Vertrauen in den Geld- Markt vollſtändig untergraben 
und der Landwirthſchaft ſowie dem Capitalsverkehre tiefe Wunden 
ſchlagen. Es iſt daher dringend wünſchenswerth, daß das Pfand— 
brief-Geſchäft, wie es auch ſeine Natur fordert, von jeder anderen 
Bank⸗Thätigkeit iſolirt werde, fo daß nur Pfandbriefe und Hypo⸗ 
thekar-Forderungen einander gegenüber ſtehen. Dieſe Controle wird 


*) Reiches Materiale hierüber bieten die „Stenografiſchen Berichte über die 
Verhandlungen betreffend die Enquete über das Hypotheken-Banken⸗Weſen.“ 
Berlin 1868. Vgl auch Wilmanns, „Die Creditnoth der Grundbeſitzer 
und deren Abhilfe durch eine norddeutſche Bundes⸗ Hypothekenbank.“ 1868 


S. Lu ff 
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auf Grundlage klarer Geſetze und Statuts-Beſtimmungen am beiten 
durch die Actionäre der Bank ſelbſt geübt werden, unter energiſcher 
Heranziehung der Erſatz-Pflicht der dieſe Verfügung außer Acht 
laſſenden Mandatare. Allerdings dürfen ſich aber die Actionäre nicht 
indirect zu Mitſchuldigen machen dadurch, daß ſie übermäßig hohe 
Dividenden fordern und in den Verwaltungs-Räthen den Ehrgeiz 
nach einer hohen Notiz im Coursblatte nähren. 

Es iſt daher das Princip der Freiheit nach dieſer Richtung in 
Verwirklichung zu bringen, indem nur dadurch, daß man innerhalb 
bewährter Grund-Begriffe eine reiche Entwicklung zuläßt, die Mög— 
lichkeit geboten wird, daß ſich die Credit-Gewährung ebenſo man— 
nigfach geſtalte, als das Begehren darnach iſt. Da die Wirkſamkeit 
der Erwerbsbanken bekannt und deren Organiſation auch ausgebaut 
iſt, halten wir eine Beſprechung derſelben hier nicht für nöthig, 
ſondern wollen die auf Selbſthilfe und Solidarhaft begründeten 
Aſſociationen einer Erörterung unterziehen. 

Die bisher angewendeten Mittel, um dem Landwirthe jenen 
Credit zu verſchaffen, der nicht Immobiliar- und auch nicht reiner 
Perſonal-Credit iſt, haben ſich als nicht ausreichend erwieſen. Beweis 
davon, daß die Landwirthe gerade nach dieſer Richtung Mangel 
leiden. Um dieſen Zweck zu erreichen, handelt es ſich offenbar darum, 
das Princip Schulze-Delitzſch's auf den Real-Credit anzuwenden. 
Damit haben wir die Richtung für den Gang der Bewegung ange— 
geben. Die erſte Folge dieſes Grund-Prineipes iſt die Localiſi— 
rung der Credit-Vereine auf kleine Bezirke (im Maximum 
etwa 4000 Seelen). Dadurch wird das Gebiet des Vereines ein ziem— 
lich gleichmäßiges, die Taxation der Grundſtücke eine leichte und 
durch Perſonalkenntniß unterſtützt, eine gewiſſe Controle der Be— 
wirthſchaftung möglich, die Verwaltung billiger, indem mancherlei 
durch Ehren-Beamte abgemacht werden kann, und ſo der Zweck er— 
reicht, daß ſich die Credit-Gewährung der Credit-Würdigkeit an- 
ſchmiegt. Wenn derartige Genoſſenſchaften auf Solidar-Bürgſchaft 
ihrer Mitglieder, welche zumeiſt Grundbeſitzer ſind, baſiren, ſo iſt ihre 
Credit⸗Fähigkeit wohl außer Zweifel und der Werth von Grund- 
ſtücken in einer Weiſe mobil gemacht, welche ſonſt unerreichbar wäre. 
Den hier ausgeſprochenen Forderungen ſcheinen nun die Darlehens— 
Caſſen-Vereine nach dem Grund-Gedanken von Raiffeiſen zu 
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entſprechen, oder wenigſtens dienſtbar gemacht werden zu können.“) 
Die Darlehens-Caſſen-Vereine harmoniren mit den Volks-Banken 
Schulze-Delitzſch's inſofern, als ſie ebenfalls auf ſolidariſcher Haftung 
begründete Credit-Genoſſenſchaften find und die gleiche Tendenz ver— 
folgen wie dieſe. Doch zeigen ſich auch einige weſentliche Verſchieden— 
heiten, welche in den Subjecten und Objeeten des von erſteren zu ver— 
mittelnden Credites begründet ſind. Was die Vorſchußvereine für 
die induſtrielle und Handwerk treibende Bevölkerung leiſten, bieten 
die Darlehens-Caſſen-Vereine dem Landwirthe. 

Die Hauptunterſchiede ſind, daß die Darlehens-Caſſen-Vereine 
keine Geſchäftsantheile bilden, ſondern ihr Capital lediglich 
durch Anlehen von Außen beſchaffen, daß ſie dem zu Folge keine 
Dividenden vertheilen und Darlehen von 3 Monaten bis 10 
Jahren, eventuell auf noch längere Zeit gewähren. 

Gegen die Nicht-Bildung von Guthaben wird eingewendet, daß 
dadurch ein bedeutſames im Grundcharakter des Genoſſenſchaftsweſens 
wurzeludes Hilfs-Mittel aufgegeben werde, nämlich der Zwang zur 
Sparſamkeit und geordneter Wirthſchaft und ferner, daß durch die Gut— 
haben ein eiſerner Beſtand an Genoſſenſchaftsvermögen gebildet werde, 
welcher nie gekündigt werden kann. Obwohl wir die Bedeutung der Spare 
ſamkeit für den Privaten und den Staat durchaus nicht unterſchätzen, 
glauben wir doch, daß man die Wichtigkeit der bei den Volks-Banken 
üblichen Verpflichtungen zur Sparſamkeit übertreibt. Man iſt bei 
Vorſchuß-Vereinen nur gezwungen, einen Geſchäfts-Antheil (25— 
50 fl.) zu bilden und iſt dann von einer weiteren Verpflichtung zum 
Sparen keine Rede mehr. Die Möglichkeit zu ſparen bieten aber 
die Darlehens -Caſſen-Vereine dadurch, daß mit denſelben in 
leichter Weiſe eine Spar- und Depoſiten-Caſſe zu verbinden iſt. 
Trotz unſerer etwas kühleren Anſicht über die Spar-Pflicht, halten 
wir dieſelbe bei den Vorſchuß-Vereinen für ſehr ſegensreich, ja für 
geboten; nicht ſo bei den für die Landwirthe beſtimmten Credit— 


*) F. W. Raiffeiſen, „Die Darlehens⸗Caſſen⸗Vereine in 157 mit 

onſum⸗, Verkaufs-, Gant⸗ oc. Genoſſenſchaften. 2. Aufl. 1872. Vgl. ferner 
meine Aufſätze in Hitfhmann’ „Wiener landwirthſchaftliche Zeitung“ 
1873, Nr. 2, 3. 4 u. meinen Vortrag, gehalten in der General-Verſamm⸗ 
lung der Wiener Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft vom 19. März 1873. Ab⸗ 
N in den Verhandlungen u. Mittheilungen dieſer Geſellſchaft 1873 
Nr. 7. 
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Vereinen. Der kleine Landwirth manipulirt nur wenig mit Geld. 
Er hat oft nur ſoviel Baarmittel, als er zur Steuer braucht, und des 
Landwirthes beſte Sparcaſſe iſt fein Grundſtück. Er kann mit über- 
ſchüßigen Mitteln ſein Grundſtück amelioriren, eine nothwendige 
Drainage ausführen, die Wirthſchafts-Gebäude verbeſſern oder ver— 
größern, ſeinen Viehſtand heben, kurz der Landwirth wird in der 
Regel ſein Geld in der eigenen Wirthſchaft rationeller verwerthen 
können, als durch Einlegung bei einer Credit-Genoſſenſchaft. Wenn 
wir uns auch gegen den Spar-Zwang bei Landwirthen, als der 
Natur des landwirthſchaftlichen Gewerbes widerſprechend, wenden, 
ſo wünſchen wir doch die Sparſamkeit auf's lebhafteſte und befür— 
worten daher die Verbindung von Depoſiten-Auſtalten mit den Dar- 
lehens-Caſſen-Vereinen aufs Wärmſte. 

Ein weiterer Grund, der gegen die Bildung von Geſchäfts— 
Antheilen ſehr ins Gewicht fällt, iſt der, daß dadurch die Zahlung 
von Dividenden nothwendig wird, wie dies bei den Vorſchuß— 
Vereinen allgemein der Fall iſt. Dadurch wird, wie dies bei den Er— 
werbs-Banfen nachgewieſen wurde, in die Credit-Vereine ein Zwie— 
ſpalt getragen. Das Intereſſe der Schuldner und der Mitglieder 
des Vereines iſt ein entgegengeſetztes, und find die Erſteren hiebei 
der verlierende Theil. Dies drückt ſich auch in der Höhe des Zinsfußes 
aus. Die Vorſchuß-Vereine geben, fo viel uns bekannt iſt, Credit nur 
gegen 8 pCt. (Proviſion u. ſ. w. inbegriffen), während bei den Dar— 
lehens⸗Caſſen⸗Vereinen, ebenfalls ineluſive aller Speſen, die Höhe 
der Zinſen zwiſchen 4½ und 5°/, pCt. variirt. 

Wenn ſich die Volks-Banken ferner durch die Geſchäftsantheile 
einen ſicheren Fond, der ihnen auch in Zeiten der Gefahr nicht ent— 
zogen werden kann, ſchaffen, jo geſchieht dies bei den Darlehens— 
Caſſen⸗Vereinen durch den Reſerve-Fond. Dieſer wird gebildet, indem 
der allerdings mäßige Gewinn, welcher aus der Differenz in der Ver— 
zinſung der Darlehen und Anlehen reſultirt, als untheilbares Ver— 
eins⸗Vermögen angeſammelt wird, auf welches den einzelnen Mit- 
gliedern gar kein Recht zuſteht. 

Die wichtigſte, aber auch angefochtenſte, Eigenſchaft der Dar— 
lehens-Caſſen-Vereine liegt in der längeren Credit-Friſt.“) Man 


*) Siehe hierüber Nöll „Die ländlichen Darlehens⸗Caſſen⸗Vereine in der 
Rheinprovinz (ſogenanntes Syſtem Raiffeiſen)“ Berlin 1873, welches 
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muß darin einen großen Vortheil derſelben vor den Volks-Banken 
erblicken. Es braucht wohl nur erwähnt zu werden, daß der Land— 
mann ſein Capital nicht jo raſch umſchlagen kann, als der Indu⸗ 
ſtrielle oder Handwerker, und daß er daher längeren Credit braucht 
als dieſe. Wie lange derſelbe ſein muß, hängt von der Art desſelben ab; 
je mehr er ſich dem Perſonal-Credit nähert, deſto kürzer kann die 
Friſt ſein, je mehr er ſich dem Grund-Credit nähert, deſto länger muß 
ſie ſein. Durch dieſe bei den Darlehens-Caſſen-Vereinen mögliche 
Latitude kann den verſchiedenen Bedürfnißen der Landwirthe Rech— 
nung getragen werden. Man wird vielleicht einwenden, daß die ver- 
ſchiedenen Gattungen von Credit nicht in einem Inſtitute vereinigt 
ſein dürfen, was wir aber beſtreiten. Wir halten es nur für noth- 
wendig, daß ſowohl bei Beſchaffung der Fonds, als auch, wenn auch 
nur in ſecundärer Weiſe, bei der Geſchäftsführung und Adminiſtra⸗ 
tion, die einzelnen Arten von Credit auseinander gehalten werden. 
Durch eine Cumulirung dieſer Zweige in einem zweckmäßig und 
großartig angelegten Inſtitute wird den Creditſuchenden leichter 
und billiger Capital verſchafft werden können, als wenn man die ein⸗ 
zelnen Gattungen von Credit gewaltſam auseinander reißt. Wie 
dem auch ſein mag, jedenfalls brauchen die Landwirthe auch längeren 
Credit und find die Vorſchuß-Vereine unſerer Anſicht nach zur Ge— 
währung derſelben nicht naturgemäß befähigt. Sie ſetzen raſchen 
Umſatz voraus und leihen daher nur auf 3 Monate, ſtellen aber eine 
weitere Prolongation in Ausſicht. Doch kann der Schuldner auf die— 
ſelbe nicht mit Sicherheit bauen, und gerade darauf kommt es ihm 
an. Dieſem Verlangen entſprechen aber die Darlehens-Caſſen⸗ 
Vereine. 

Dies führt uns auf die Achilles-Ferſe dieſer Genoſſenſchaften. 
Die Darlehens-Caſſen-Vereine erhalten ihre Fonds von Außen auf 
/, ½ höchſtens einjährige Kündigung, verleihen fie aber, wie wir 


Schriftchen eine ſcharfe Kritik dieſer Genoſſenſchaften enthält. Die Ent⸗ 
gegnung darauf iſt unter demſelben Titel (Neuwied 1873) von Capaun⸗ 
Karlowa erſchienen Darauf eine Replik von Nöll und eine Duplik 
von Capa un⸗Karlowa. Außerdem eine Erwiederung gegen Nöll von 
Prof. Held. Vgl. auch O. Beck. „Erſter Jahresbericht über die Hebung 
des ländlichen Credit-Weſens im Regierungs-Bezirk Trier“ 1873, durch 
welches Werkchen der Verfaſſer feinen Frieden mit den Darlehens⸗Caſſen⸗ 
Vereinen zu machen erklärt. 
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geſehen haben, auch auf viel längere Friſten. Um nun im Falle einer 
Maſſen⸗Kündigung ſolvent zu bleiben, haben ſie ſich ihren Schuldnern 
gegenüber ein vierwöchentliches Kündigungs-Recht vorbehalten. Wir 
ſtehen hier unleugbar vor einem Widerſpruche. So ſehr aber derſelbe 
auch unlösbar erſcheinen mag, ſo glauben wir doch den Weg zur 
Beſeitigung desſelben angeben zu können. Vorerſt ſei bemerkt, daß 
dieſes Kündigungs-Recht eigentlich nur ein formelles, und daß es 
nur für äußerſte Fälle vorbehalten iſt, die aber noch mie eingetreten 
find. Man muß bedenken, daß man es nicht mit unnachſichtigen Gläu— 
bigern, welche Gewinn machen wollen, zu thun hat, ſondern daß ein 
Verein von Männern, die einander zu ſtützen gewillt ſind, Einem aus 
ihrer Mitte gegenüberſteht. 

Es iſt bisher, obwohl ſeit dem Aufange der 60er Jahre eine 
ziemlich große Anzahl derartiger Genoſſenſchaften in der preußiſchen 
Rheinprovinz beſteht und das letzte Decennium gewiß kein ſehr gün- 
ſtiges für eine ruhige Entwicklung zu nennen war, von dieſem extremen 
Hilfsmittel niemals Gebrauch gemacht worden. Die große Sicher— 
heit, welche dieſe Genoſſenſchaften bieten, hat es bewirkt, daß an die 
Stelle eines kündigenden Gläubigers alsbald ein neuer trat und daher 
die Genoſſenſchaften nicht gezwungen waren, von ihren Schuldnern 
Geld plötzlich einzuziehen. Durch alle dieſe nicht unweſentlichen Ab— 
ſchwächungen der Schärfe des aufgedeckten Contraſtes kann aber 
dieſer ſelbſt nicht hinweggeräumt werden, und iſt die unbankmäßige 
Fundirung der Darlehens-Caſſen-Vereine auch der hauptſächlichſte 
Angriffspunkt gegen dieſes Syſtem. 

Dieſer Widerſpruch, und mit ihm alle ſeine Wirkungen und 
daraus gefolgerten Vorwürfe, würden aber wegfallen, wenn man für 
dieſe Genoſſenſchaften eine ſtabile Geldquelle finden könnte. Der 
Verein wäre dann nicht gezwungen, auf kurze Zeit zu entlehnen und 
auf lange Zeit zu verlehnen und könnte auch das Kündigungs-Recht 
reſtringiren. Dieſe Geldquelle iſt gefunden, wenn ih ſämmtliche 
Darlehens-Caſſen-Vereine, z. B. einer Provinz, zuſammen thun und 
für die von ihnen aufzunehmenden Darlehen ſolidariſch haften. 
Dadurch wird auf echt genoſſenſchaftliche Weiſe eine große Summe 
von Kraft und Capital auf einen Punkt concentrirt, eine auf anderem 
Wege kaum erreichbare Sicherheit geboten und daher die Beſchaffung 
von Capital in beliebiger Höhe ermöglicht. Dieſer Vorſchlag iſt in 
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ſeinem Grundgedanken nicht neu*), bisher aber unſeres Wiſſens nur 
in den preußiſchen „Landſchaften,“ jedoch mit ſtändiſcher Färbung, 
und nicht in der Weiſe, wie wir es meinen, durchgeführt, 

Wir halten es für das Zweckmäßigſte, wenn die einzelnen Pro— 
vinzial-Verbände ſich in einem Reichs-Inſtitute zuſammen finden 
und dieſes die Geldbeſchaffung für alle Unterverbände übernimmt, 
ſo daß der Gläubiger nur mit dem Central-Inſtitute zu verkehren 
hat. Dieſes beſchafft ſich die Fonds durch Ausgabe von Pfandbriefen. 
Da der eigentliche Grund-Credit aus hier nicht näher zu erörternden 
Gründen eine unkündbare Schuld verlangt, ſo müſſen unkündbare 
Pfandbriefe mit Amortiſationspflicht, für die anderen Arten von Dar- 
lehen kündbare Pfandbriefe, ausgegeben werden. Den Inhabern der 
unkündbaren Pfandbriefe haften vor Allem die eingetragenen Hypo- 
theken, dann der Reſerve-Fond, ſubſidiär die Solidarbürgſchaft 
der Grundſtücke der Vereinsmitglieder. Bei den kündbaren Pfand- 
briefen muß die Kündigungs-Friſt dieſer und des verliehenen Ca— 
pitals in Einklang gebracht, keinesfalls aber auf 4 Wochen ſondern 
auf mindeſtens 3 Monate geſtellt werden. Für dieſe Pfandbriefe 
haftet das Vermögen der Genoſſenſchafter. 

Als Centrum der Geldvermittlungen für ein derartiges In— 
ſtitut in Oeſterreich könnte die öſterreichiſche National-Bank dienen. 
Dieſelbe hat das Recht, für 150 Millionen Gulden Pfandbriefe zu 
emittiren, **), hat aber Ende 1872 auf Hypotheken Darlehen blos 
im Betrage von 60,514.589 Gulden gegeben und für 58,707.780 fl. 
Pfandbriefe im Umlauf.“) Es find ſomit noch über 90 Millionen 
Gulden Pfandbriefe zur Dispoſition der Bank, womit wenigſtens 
für den Anfang dem Bedürfniße gewiß genügt werden kann. Trotz 


*) Becker, „Reform des Hypotheken-Weſens.“ Wilmanns a. a. O. S. 
25; F. k. Neumann IV. S. 111 u ff. Mit dem von Letzterem ent⸗ 
wickelten Plane ſtimmen wir völlig überein, doch iſt derſelbe nach unten 
hin noch nicht völlig detaillirt. Das fein verzweigte Geäder, welches eine 
derartige Concentrirung unbedingt vorausſetzt, ſcheint uns durch die Dar⸗ 
lehens⸗Caſſen⸗Vereine geſchaffen zu werden. 

In der Rhein-Provinz iſt man eben daran den Darlehens⸗Caſſen⸗ 
Vereinen durch die zu gründende „deutſche landwirthſchaftliche General⸗ 
Bank, eingetragene Genoſſenſchaft“, die hier beſprochene Organiſation 


u geben. 

I. & Min. Erl. v. 20. März 1856 u. Geſetz v. 13. November 1868, R. 
G. Bl. Nr. 64. 

) Gegen 62,967.784 reſpective 59,919.405 fl. Ende 1871. 
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dieſer Centraliſirung müßen die Provinzial-Verbände doch möglichſt 


ſelbſtſtändig bleiben. Das Centrum befaßt ſich nur mit der Geld— 


beſchaffung im Großen, während die Provinzial-Verbände nach ihrem 


Ermeſſen arbeiten. 
Hiergegen hat man mancherlei eingewendet und vor Allem, daß 


ſich die Darlehens-Caſſen-Vereine auch ohne eine General-Bank Geld 
verſchaffen können, und andernſeits, daß man für Verpflichtungen ganz 
entfernter Vereine, auf deren Verwaltung man keinen Einfluß hat, 


nicht ſolidariſch haften wolle. Der erſte Einwand beweiſt das Kraft— 


Bewußtſein der Vereine, doch iſt derſelbe vom allgemeinen princi— 


piellen Standpunkte, von welchem wir die Sache anſehen, nicht aus- 
ſchlaggebend. Bedeutend wichtiger iſt der zweite Einwand, und hat der- 
ſelbe auf den erſten Blick viel für ſich. Er kann jedoch durch eine richtige 
Organiſation der General-Bank beſeitigt werden, indem man Abge— 
ordneten der Bank-Mitglieder, welche ja lediglich Darlehens-Caſſen⸗ 
Vereine ſind und nicht etwa angeſtellte Beamte derſelben, ein Votum in 
den General- Verſammlungen einräumt. Dieſe Delegirten-Ver⸗ 
ſammlungen der Vereine ſind daher das beſchließende Organ, und da 
ſie nur in großen Zügen arbeiten, iſt eine Einberufung nur ſelten 
nöthig. 

Außerdem muß ein ausführendes und überwachendes Organ be— 
ſtehen. Zudem iſt durch die Großartigkeit des Körpers die Bedeutung 
der Solidar-Haftung zwar nach Außen impoſant, allein innerhalb 
der Genoſſenſchaft ohne jegliche Gefahr. Nehmen wir für dieſelbe 
nur hunderttauſend Mitglieder an, was für Oeſterreich gewiß nicht 
zu hoch gegriffen iſt, ſo würde bei einem Verluſte von 1 Million Gulden, 


ein Fall, der übrigens kaum denkbar iſt, auf den Kopf 10 fl. und 


die Hälfte als zahlungsunfähig vorausgeſetzt, 20 fl. entfallen. 
Das Riſico ſteht alſo mit den Vortheilen der Bank in einem 
äußerſt günſtigen Verhältniß. Dieſe find ſehr bedeutend. Vor Allem 
liegt ein ſolcher in dem Ausgleiche des Ueberflußes und Mangels 
der einzelnen Vereine und Provinzen. Jeder Verein kann nämlich 
an ſeine Brovinzial-Cafje, und dieſe wieder an die Ceutral-Caſſe, 
den Ueberfluß abgeben und den Mangel dort anmelden. Der be— 
deutendſte Vortheil liegt aber darin, daß durch dieſe Organiſation 
der Creditwürdigkeit der Landwirthe in mannigfaltigſter und 
weitgehendſter Ausdehnung Rechnung getragen wird und daß der 
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Landwirth, welcher ſonſt auf drückende Individual-Hypotheken an⸗ BR I 
gewieſen wäre, raſch und billig Capital bekommt. Daß dieſer Erfolg 


nur durch die Zuſammenfaſſung der localiſirten kleinen Eredit⸗ 5 
Vereine möglich wird, haben wir oben nachgewieſen. 

Nach unſeren Erörterungen iſt es zweifellos, daß die Zukunft 
der Darlehens-Caſſen- Vereine nur durch die Schaffung eines der⸗ 
artigen Centrums geſichert werden kann, daß aber dadurch für die 
Landwirthſchaft die weiteſt reichenden Wirkungen erzielt werden 
können. Trotz der in die Augen fallenden Vorzüge einer derartigen 
Organiſation, laſſen ſich die alten Darlehens-Caſſen-Vereine durch 
die obigen Gründe nur ſchwer zum Eintritte in die General-Bank 
bewegen, und iſt dies in den Rheinlanden nach meiner perſön⸗ 
lichen Erfahrung wirklich der Fall. Um nun dieſen Uebelſtänden ab⸗ 
zuhelfen, und auch aus den bereits angeführten principiellen Gründen, 
geht meine Anſicht dahin, daß man mit der Errichtung einer derar⸗ 
tigen Central⸗Bank, wenigſtens für eine Provinz, beginnen müßte. 
Man wird dadurch, daß die Darlehens-Caſſen-Vereine einen ſichern 
Geldzufluß zu erwarten haben, die Entſtehung derartiger Genoſſen⸗ 


ſchaften weſentlich fördern und den ſchwachen Punkt des Syſtems 1 | 


eliminiren. 

Wir haben unfere Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, daß 
zur Befruchtung der Landwirthſchaft mit Capital die Gründung 
einen großen Anzahl von Darlehens-Caſſen-Vereinen und die Zus 


ſammenfaſſung derſelben in ein großes Inſtitut wünſchenswerth iſt. 
Wir beziehen uns zur Unterſtützung unſerer Anſicht auf den einhellig 
gefaßten Beſchluß des Agrar-Congreſſes ), wodurch derſelbe die 
thunlichſte Agitation für das Inslebentreten von auf Selbſthilfe und 
Solidar⸗Bürgſchaft begründeten landwirthſchaftlichen Credit-Verei» 
nen, welche untereinander länderweiſe in Verbindung treten und fi 
dadurch die Capital-Beſchaffung erleichtern könnten, empfiehlt. 


Insbeſondere wird auf die Darlehens-Caſſen-Vereine nach dem 
Grundgedanken Raiffeiſen's, wie ſie am Rheine in größerer Zahl 


beſtehen, als für die öſterreichiſche Landbevölkerung höchſt nach 


ahmenswerth hingewieſen. 


Wir haben bisher die Darlehens-Caſſen-Vereine lediglich als 5 1 
Genoſſenſchaften zur Capitals-Beſchaffung betrachtet; da dieſelben 


*) S. 119. 
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jedoch ihrer Organiſation nach tief in die Landbevölkerung eindringen, 
ſo ſind ſie in hervorragender Weiſe berufen, das ganze landwirth— 
ſchaftliche Genoſſenſchafts-Weſen zu populariſiren. Es iſt allge— 
mein anerkannt, daß die landwirthſchaftlichen Caſino's in hohem 
Grade geeignet ſind, den Fortſchritt auf landwirthſchaftlichem Ge— 
biete, insbeſondere die genoſſenſchaftlichen Inſtitutionen zu fördern. 
Die beſten Beſchlüße in den Caſino's fruchten aber nichts, wenn die 
zu ihrer Verwirklichung nöthigen Geldſummen nicht vorhanden ſind. 
Durch die Darlehens-Caſſen-Vereine wird dieſem Mangel abgeholfen. 


Sobald irgend eine Verbeſſerung in einer Gemeinde als nothwendig 


anerkannt wird, z. B. der Bezug von vorzüglichem Saatgut, Lein- 
ſamen, Dünger, Vieh u. ſ. w. beſchloſſen iſt, wenden ſich dieje— 
nigen Mitglieder, die an dem Beſchluße theilgenommen haben, an den 
Darlehens⸗Caſſen⸗Verein und entlehnen, unter ſolidariſcher Haftung, 


von demſelben die zur Durchführung ihres Beſchlußes nöthigen 


Mittel. Gleichzeitig wird der je nach der Anſchaffung verſchiedene 
Tilgungsplan der Schuld feſtgeſtellt. Der Darlehens -Caſſen⸗ 
Verein ſchließt lediglich ein Geldgeſchäft und vermittelt nicht etwa 
die Beſchaffung von Saatgut u. ſ. w., ſondern dies haben die Mit- 


| glieder der Unter-Genoſſenſchaft auf ihre Gefahr und Rechnung zu 


beſorgen. In richtiger Würdigung dieſer nicht hoch genug anzuſchla⸗ 
genden Wirkſamkeit der Darlehens-Caſſen⸗Vereine, zu welchen die 
Volks⸗Banken ihren Organiſationen nach nicht befähigt ſind, hat 
der Agrar-Congreß *) einſtimmig folgenden Beſchluß gefaßt: In 
Erkenntniß des Umſtandes, daß zur Ausführung von landwirth— 


ſchaftlichen Genoſſenſchaften häufig bedeutende Mittel nothwendig 


ſind, wird die allgemeine Verbreitung und thunlichſte Localiſirung der 
bei Beantwortung der Frage 8 erwähnten Credit-Vereine (Darlehens— 
Caſſen⸗ Vereine) empfohlen. 

8 Die Einführung dieſer Credit- Genoſſenſchaften in Oeſterreich 
muß unſerer Anſicht nach von Unten, d. h. vorwiegend von den freien 
landwirthſchaftlichen Vereinen, ausgehen und hiezu das Wander— 
lehrerthum in ausgiebiger Weiſe benützt werden. Zwar hat der 
Agrar⸗Congreß beſchloßen, es möge bei Anſtellung der Wander— 
lehrer auf ihre Kenntniß und Erfahrung im Genoſſenſchafts-Weſen 
bedeutendes Gewicht gelegt und ihnen die Begründung und fortwäh— 


*) S. 105. 
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rende Beachtung von ländlichen Genoſſenſchaften als el ein 5 = 
Theil ihrer Aufgabe bezeichnet werden. Doch halten wir dieſen Be⸗ 
ſchluß für nicht genügend. Es drängt ſich nämlich immer mehr die = 
Erwägung auf, daß man den Wanderlehrern nicht zu vielerlei auf? 
laden dürfe, ſollen ſie wirklich Entſprechendes zu Tage fördern. 
Der Wirkungskreis eines Wanderlehrers iſt aber ein ſo ausgedehnter, 
daß man, ohne Oberflächlichkeit herbei zu führen, nichts neues mehr 
hinzufügen darf, am allerwenigſten einen Zweig, wie das Genoſſen⸗ 
ſchafts-Weſen. Wer ſich mit demſelben praktiſch beſchäftigt, wird 8 
in Oeſterreich fo viel zu thun finden, daß ihm zu anderen Oblies⸗ 
genheiten eines Wanderlehrers keine Zeit bleibt. Ueberdies iſt zu bes 
rückſichtigen, daß die zur Förderung des Genoſſenſchafts-Weſens 
nöthige Bildung und Thätigkeit von den ſonſtigen Pflichten eines 
Wanderlehrers völlig verſchiedene Vorausſetzungen hat. Wir ſchla⸗ 
gen daher die Anſtellung von Genoſſenſchafts-Wander⸗ 
lehrern vor, wie ſie auch in der Rhein-Provinz bereits mit großem 
Nutzen wirken. Wir haben in Oeſterreich die erfreuliche Erfahrung 
gemacht, daß ein ſolcher Genoſſenſchafts-⸗Wanderlehrer vollauf be⸗ 7 
ſchäftigt wäre. Gerade die Unbekanntſchaft der Landbevölkerung mit 
den genoſſenſchaftlichen Begriffen macht es nöthig, daß der Wander⸗ 
lehrer nicht bloß einen oder mehrere zur Bildung von Genoſſen⸗ 
ſchaften anregende Vorträge halte, ſondern daß er längere Zeit, und in 
kurzen Zwiſchenräumen wiederkehrend, in den betreffenden Gemeinden I“ 
verweile und bei der Errichtung der Genoſſenſchaften ſel bſtthätig * 
mitwirke. Das kann er aber nicht, wenn er überdies noch die ganze 
Landwirthſchaft vielleicht einer großen Provinz zu fördern hat Man 
hat es in Nieder-Oeſterreich für nöthig erachtet, neben dem land- 
wirthſchaftlichen Wanderlehrer einen ſolchen für Flachsbau anzu 
ſtellen, gewiß aus guten Gründen, welche mit der Speeialität des 
Flachſes zuſammenhängen, aus derſelben Urſache fordert auch W 4 1 
Genoſſenſchafts-Weſen ſeinen eigenen Mann. Ai: 
Zu wünſchen bleibt uns nur, 25 man dieſe Juſtitutionen, 3 
die ſich bereits bewährt haben und einer Beachtung ſicher werth find, 
anch in unſerem Vaterlande, unter Benützung der ſchon gemachten Er- 
fahrungen und Vermeidung der Irrthümer, einführen möge, eingedenk 
des Satzes, daß nur die Concurrenz dem Zweckmäßigſten zum Durch⸗ Re 
bruche verhilft. 8 / 


